
F 4184 B 

KirchlichesAlDtsblatt 
der Bvangel1schen Iirdle im Rheinland 

Nr.9 Ausgegeben Düsse/dorf, den 26. September 1990 

Inhalt 

Seite Seite 

Dritte Änderung der Gemeindeschwesterordnung Sammel-, Unfall-, Haftpflicht-, Gewässerschaden-Haft-
vom 22. März 1990 ............. . 171 pflicht-Versicherungsvertrag 181 

Steuerliche Behandlung von unentgeltlichen Hilfeleistun- Notargebühren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 192 
gen am Empfänger in der DDR und in Berlin (Ost) 171 

Änderung des Dlenstrecht~der kirchrlChen Mitarbeiter. 172 

Änderung der Jubiläumszuwendungsverordnung 

Finanz- und Haushaltswirtschaft im Jahre 1991 . 

174 

175 

SatZung für das Diakonische Werk des Evangelischen 
Kirchenkreises Wied . . . . . . • . . . . . . .. .. 176 

Vereinbarung für "Gemeindedienst für Weltmission der 
Vereinigten Evangelischen Mission und der Evange­
lischen Kirche im Rheinland in der Region Köln/Bonn 
mit Sitz in Siegburg" ................. 178 

Dritte Änderung 
der Gemeindeschwesterordnung 

vom 22. März 1990 

Auf Grund von Artikel 1 03 Ab$. 5 Satz 1 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland beschließt die Kirchen­
leitung: 

Artikel 1 

Die Ordnung für den Dienst der. Gemeindeschwestern in der 
Evangelischen Kirche im Rheinland (Gemeindeschwesterord­
nung) vom 5. Februar 1970 (KABI. S. 59), zuletzt geändert 
durch den Beschluß vom 22. August 1985 (KABt S. 141), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
,,(1) Als Gemeindeschwester darf nur eingestellt werden, 
wer nach dem Krankenpflegegesetz vom 4. Juni 1985 
(BGB!. I S. 893) die Erlaubnis besitzt, die Berufsbezeich­
nung "Krankenschwester" oder "Kinderkrankenschwester" 
zu führen oder wer nach den staatlichen Vorschriften die 
"staatliche Anerkennung als Altenpflegerin besitzt." 

2. § 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
,,(3) Bei Fragen, die sich aus dem Arbeitsverhältnis erge­
ben, sind auf Wunsch der Gemeindeschwester ihr Berufs­
verband, die landeskirchliche Beauftragte für Mitarbeiter in 
der Verkündigung, Seelsorge und Diakonie oder das Diako­
nische Werk der Evangel~hen Kirche im Rheinland zu hö­
ren." 

KSA-Fortbildung für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Verkündigung, Seelsorge und Diakonie 192 

Verlust eines Dienstsiegels . . . . . . . , 

Namensänderung einer Kirchengemeinde 

Personal- und sonstige Nachrichten . . . 

Artikel 2 

193 

193 

194 

Dieser Beschluß tritt am Tage nach seiner Bekanntmachung im 
Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. . 

Düsseldorf, 22. März 1990 

(Siegel) 
Die Kirchenleitung 

der Evangelischen Kirche im Rheinland 
Dr. Becker P. Beier 

Steuerliche Behandlung von 
unentgeltlichen Hilfeleistungen an Empfänger 

in der DDR und in Berlin (Ost) 

Nr. 22890 Az. 14-5-13 Düsseldorf, 31. August 1990 

Der Bundesminister der Finanzen hat auf Grund einer Bespre­
chung mif den obersten Finanzbehörden der Länder mit Erlaß 
vom 15. März 1990 - Az. IV A 7 - S 0336 - 21/90 - folgendes 
bestimmt: 

"Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit 
den obersten Finanzbehörden der Länder gilt für unentgeltliche 
Hilfeleistungen in der Zeit vom 1. November 1989 bis zum 
31. Dezember 1990 aus allgemeinen Billigkeitserwägungen 
folgendes: 
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~Zuwe,ru;t!lngenv~ uht~ehmen in.oer Bimdesrepublik 
~utscf!lland tri1d iriBenin (West) an UfiterAehmen, karitati­
ve Organisationen, . Kirchen und kirchliche Einrichtungen 
oder öffentliche Stellend~r Gesundheitspflege, der Was­
ser- und EnergieversorgUng, der Entsorgung, des Umwelt­
schutzes oder desVerkehrs in der DDR und Berlin (Ost) 

1. Umsatzsteuer 
Unentgeltliche. l.:listungen eines im . Erhebungsgebiet 
ansässigen Unternehmers i. S. des § 2 UStG aus seinem 
Unternehmen sind nicht als Eigenverbrauch (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2 UStG) oder als Umsatz gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 3 
UStG zu behandeln. 

2. Einkommen- und Körperschaftssteuer 
a) Behandlung als Betriebsausgabe 

Wendet ein Unternehmer aus einem inländischen 
Betriebsvermögen unentgeltlich. Wirtschaftsgüter 
(ausgenommen Geld) oder sonstige betriebliche 
Nutzungen oder leistungen zu, so werden die Auf­
wendungen hierfür als Betriebsausgaben behandelt, 
dieoiJne Rücksicht auf §4 Abs. 5 Nr. 1 EStG abgezo­
gen werden dürfen. 

b} Erhöhte Absetzungen und Sonderabschreibungen 
Ist bei Wirtschaftsgütern der Verbleibens~ oder Ver­
wendungszeitraum im Sinne des § 14 BerlinFG, des 
§ 3 ZRFG, der §§ 7d oder 7 9 EStG oder des § 82 d 
EStDV im Zeitpunkt der übertragung oder überlas­
sung noch nicht abgelaufen, so bleiben für Wirt­
sChaftsjahre, die vor dem 1. Januar 1991 enden, die 
erhöhten Absetzungen und Sonderabschreibungen 
unberührt. 

3. Investitionszulage 
Ist bei Wirtschaftsgütern der Verbleibens- oder Verwen­
dungszeitraum im Sinne der §§ 1 , 4 oder 4 a 
InvZulG oder des § 19 BerlinFG im Zeitpunkt der über­
tragung oder überlassung noch nicht abgelaufen, so ist 
eine bereits gewährte Investitionszulage nicht zurückzu­
fordern, wenn die Wirtschaftsgüter vor dem 1. Januar 
1989 ange$chaffloder hergestellt wordEm sind. 

4. Schenkungsteuer 
Die freigebige Zuwendung von Wirtschaftsgütern (aus­
genommen Geld) oder sonstigen betrieblichen Nutzun­
gen oder Leistungen aus einem inländischen Betriebs­
vermögenwird von der Schenkungsteuer freigestellt. 

Die Zuwendung ist durch geeignete Unterlagen nachzuwei­
sen. 
Diese Regelungen gelten nicht für Zuwendungen an Unter­
nehmen in der DDR oder Berlin (Ost), an denen der Zuwen­
dende oder ein Angehöriger, der seinen Sitz oder Wohnsitz 
nicht in der DDRoder Berlin(Ost) hat, unmittelbar oder mit­
telbar beteil!gtist. 
Eine mißbräuchliche Inanspruchnahme schließt die Anwen­
dung dieser Regelungen aus (§ 42 AO). 

11. Lieferungen durch Körperschaften, die ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige, mildtätige. oder kirchliche 
Zwecke verfolgen,oder durch juristische Personen des öf­
fentlichen Rechts in die DDR und nach BerUn (Ost). 
Die Umsatzsteuervergütung nach § 4 a UStG wird unterden 
Voraussetzungen dieser Vorschrift auch in den Fällen ge­
währt, in denen Gegenstände in das Gebiet der DDR oder 
nach Berlin (Ost) gelangen und dort zu humanitären,kari­
tativen oder erzieherischen Zwecken verwendet werden. 
Der für die Beantragung der Steuervergütungamtlich vor­
geschriebene Vordruck ist entsprechend zu verwenden. 

Der Bundesminister der Finanzen Yerzichtet· auf seine MifWir­
kungstechtebei der AnwendurlgoieserBegelungen im Einzel~ 
fall." 

Wir weisen darauf hin, daß nach dem vorstehenden Erlaß auf 
die in die DDR erfolgten Lieferungen Umsatzsteuervergütung 
beantragt werden kann. Hierdurch können indirekt die Mittel für 
die Unterstützungen in die DDR erhöht werden. 

Mit Eintritt der Währungsunion zum 1 . Juli 1990 dürfte die Mög­
lichkeit, eine Umsatzsteuererstattung zu beantragen, nicht 
mehr bestehen, da das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch­
land und der DDR seit diesem Zeitpunkt als einheitliches Wirt­
schaftsgebiet gelten. 

Das Landeskirchenamt 

Änderung des Dienstrechts der 
kirchlichen Mitarbeiter 

Nr. 21502 Az. 13-2~2-1 Düsseldorf, 7. August 1990 

Die Rheinisch-Westfälisch-Uppische Arbeitsrechtliche Kom­
mission hat auf Grund von § 2 Absatz 2 des Arbeitsrechtsrege­
lungsgesetzes (ARRG) nachstehende Arbeitsrechtsregelun­
gen getroffen, die hiermit gemäß § 12 Absatz 1 ARRG bekannt­
gemacht werden. Die Regelungen sind gemäß § 3 Absatz 1 
ARRG verbindlich. 

Das Landeskirchenamt 

Änderung der Allgemeinen Vergütungsordnung 
zum BAT-KF 

Vom 8. Juni 1990 

§1 
Änderung der Allgemeinen Vergütungsordnung 

zumBAT-KF 

Die Allgemeine Vergütungsordnung zum BAT-KF (AVergO. 
BAT-KF) wird wie folgt geändert: 

Berufsgruppe 2.34 
- Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte-

Die Berufsgruppe erhält folgende Fassung: 
"2.34- Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte -

Fall-
gruppe Tätigkeitsmerkmal VergGr. 

1 . Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte 1 IXb 

2. Mitarbeiter der Fallgruppe 1 nach mindestens zwei­
jähriger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr. IX b VIII 

3. Mitarbeiter als Gruppen/eiter in Werkstätten für Be­
hinderte mit sonderpädagogischer Zusatzqualifika-
tion123 VIII 

4. Mitarbeiter der Fallgruppe 3 nach mindestens zwei­
jähriger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr. VIII VII 

5. Mitarbeiter als Gruppenleiter in Werkstätten für Be­
hinderte mit mindestens zweijähriger abgeschlosse­
ner Berufsausbildung und sonderpädagogischer Zu-
satzqualifikation 1 2 3 VII 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 9 vom 26. September 1990 173 

Fall­
gruppe 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

15. 

Tätigkeltsmerkmal VergGr. 

Mitarbeiter der Faligruppe 5 nach mindestens zwei­
jähriger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.-Gr. VIP 

Mitarbeiter als Gruppenleiter in Werkstätten für Be­
hinderte mit Gesellen- oder Facharbeiterbrief und 
sonderpädagogischer Zusatzqualifikation ' 2 3 

Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte mit staatli­
cher Anerkennung als Erzieher, staatlicher Erlaubnis 
als Krankenpflegerooer anderer mindestens drei-
jähriger fachbezogener Fachschulausbildung in der 
Sonderbetreuung , 

Mitarbeiter der Fallgruppen 7 und 8 nach dreijähriger 
Eingruppierung und Bewährung in der Verg.Gr. VI b 

Mitarbeiter als Gruppenleiter in Werkstätten für Be­
hinderte mit abgeschlossener Ausbildung als Hand-
werks- oder Industriemeister und sonderpädagogi­
scher Zusatzqualifikation ' 2 3 

Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte als Erzie­
her mit heilpädagogiseher Zusatzausbildung in der 
Sonderbetreuung 1 

Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte 
a) mit einer Ausbildung wie in 

Fallgruppe7 
b) mit einer Ausbildung wie in 

Fangruppe 10 
und mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation 
als Abteilungs-/Bereichsleiter mit mindestens drei 
unterstellten Gruppenleitem, Arbeitsvorbereiter oder 

Vlb 

Vlb 

Vlb 

Vc 

Vc 

Vc 

Auftragsabwickler' 23 V c 

Mitarbeiter der Fallgruppe 12 a nachdreijähriger Ein-
gruppierung und Bewährung inder Verg.Gr. V c Vb 

Mitarbeiter der Fallgruppe 12 b nach einjähriger Ein-
gruppierung und Bewährung in der Verg.Gr. V c Vb 

Mitarbeiter mit einer Ausbildung wie in Fallgruppe 7 
oder 10 und mit sonderpädagogischer Zusatzqualifi-
kation in einer Tätigkeit als Abteilungs-/Bereichslei­
ter mit mindestens sechs unterstellten Gruppenlei-
tern '23 Vb 

16. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen im begleitenden 

17. 

18. 

19. 

20. 

21. 

22. 

Dienst' Vb 

Mitarbeiter der Fallgruppe 15 nach vierjähriger Ein-
gruppierung und Bewährung in der Verg.Gr. V b IV b 

Mitarbeiter der Fallgruppe 16 nach vierjähriger Be-
rufsausübung in einer Tätigkeit der Verg.Gr. V b IV b 

leiter von Werkstätten für Behinderte mit einem für 
ihre Tätigkeit förderlichen Fachhochschulabschluß 
mit sonderpädagogischer Zusatzqualifikation 1 2 3 IV b 

leiter von Zweigwerkstätten für Behinderte mit ei-
nem für ihre Tätigkeit förderlichen Fachhochschul­
abschluß und sonderpädagogischer Zusatzqualifi-
kation in Zweigwerkstätten mit einer Durchschnitts-
belegung von mindestens 120 Plätzen 1 2 3 4 IV b 

Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte mit einem 
für ihre Tätigkeit förderlichen Fachhochschulab-
schluß und sonderpädagogischer Zusatzqualifika-
tion als ausdrücklich bestellte ständige Vertreter der 
leiter in Werkstätten mit einer Durchschnittsbele-
gung von mindestens 300 Plätzen 1 2 3 IV b 

Mitarbeiter der Fallgruppen19, 20 und 21 nach fünf­
jähriger Eingruppierung und Bewährung in der 
Verg.Gr.IVb IVa 

23. 

24. 

25. 

26. 

27. 

28. 

leiter von Werkstätten für Behinderte mit einem für 
ihre Tätigkeit förderlichen Fachhochschulabschluß 
und sonderpädagogischer Zusatzqualifikation in 
Werkstätten mit einer Durchschnittsbelegung von 
mindestens 240 Plätzen 1 2 3 IV a 

Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte mit einem 
für ihre Tätigkeit förderlichen Fachhochschulab-
schluß und sonderpädagogischer Zusatzqualifika-
tion als ausdrücklich bestellte ständige Vertreter der 
leiter in Werkstätten mit einer Durchschnittsbele-
gung von mindestens 450 Plätzen 1 2 3 IV a 

Mitarbeiter der Fallgruppe 23 nach sechsjähriger 
Eingruppierung und Bewährung in der Verg.Gr./V a 111 

leiter von Werkstätten für Behinderte mit einem für 
ihre Tätigkeit förderlichen Fachhochschulabschluß 
und sonderpädagogischer Zusatzqualifikation in 
Werkstätten mit einer Durchschnittsbelegung von 
mindestens 360 Plätzen 1 2 3 111 

Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte mit einem 
für ihre Tätigkeit förderlichen Fachhochschulab­
schluß und sonderpädagogischer Zusatzqualifika-
tion als ausdrücklich bestellte ständige Vertreter der 
leiter in Werkstätten mit einer Durchschnittsbele-
gung von mindestens 600 Plätzen 1 2 3 111 

leiter von Werkstätten für Behinderte mit einem für 
ihre Tätigkeit förderlichen Fachhochschulabschluß 
und sonderpädagogischer Zusatzqualifikation in 
Werkstätten mit einer Durchschnittsbelegung von 
mindestens 480 Plätzen 1 2 3 11 a 

Anmerkungen 

1 Die Mitarbeiter in Werkstätten für Behinderte erhalten für die Dauer ihrer Tätig­
keit mit geistig Behinderten und Geisteskranken eine monatliche Zulage von 
30,- DM entsprechend dem Tarifvertrag über die Gewährung von Zulagen ge­
mäß § 33 Abs. 1 Buchst. c BAT. 

2 Eine sonderpädagogische Zusatzqualifikation wird durch die erfolgreiche Teil­
nahme an den für die jeweilige Funktion vorgesehenen Zusatzausbildungs­
maßnahmen nach dem Rahmenprogramm der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Werkstätten für Behinderte erworben, 

3 Werden in Ausnahmefällen Mitarbeiter ohne sonderpädagogische Zusatzqua­
lifikation eingestellt, so sind sie eine Vergütungsgruppe niedriger eingruppiert 

4 Eine Zweigwerkstatt für Behinderte ist eine unselbständige, räumlich getrenn­
te Teileinrichtung einer dezentral organisierten Werkstatt für Behinderte. Sie 
ist zu unterscheiden von einer Abteilung einer Werkstatt für Behinderte. 

§2 
Obergangsbestimmung 

Für bereits vor dem 1 . September 1990 nach der Berufsgruppe 
2.34 AVergO.BAT -KF eingruppierte Mitarbeiter gilt eine bishe­
rige günstigere Bewährungszeit weiter. Dies gilt nicht für nach 
dem 31. August 1990 eingestellte Mitarbeiter, deren Tätigkeit 
in Werkstätten für Behinderte bei der Einstellung mehr als 
sechs Monate unterbrochen war. 

§3 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. September 1990 in 
Kraft. 

Iserlohn, den 8. Juni 1990 
Rheinisch-Westfälisch-Lippische 

Arbeitsrechtliche Kommission 
Der Vorsitzende 

Unterschrift 
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Änderung desDienstrechts der kirchlichen 
Angestellten und Arbeiter 

Vom 8. Juni 1990 

§1 
Änderung der BAT -Anwendungsordnung 

und des BAT-KF 

(1) Die Ordnung über die Anwendung des Bundes-Angestell­
tentarifvertrages (BAT-Anwendungsordnung - BAT-AG) vom 
26. Juni 1986, zuletzt geändert am 28. Februar 1990, wird wie 
folgt geändert: 
In § 1 Abs. 1 werden die Worte ,,63. Tarifvertrag zur Änderung 
des Bundes-Angestelltentarifvertrages vom 23. Oktober 1989" 
durch die Worte;,f$4. Tarifvertrag zur Änderung des Bundes­
Angestelltentarifvertrages vom 10. Mai 1.990" ersetzt. 

(2) Aus der Änderung in Absatz 1 ergeben sich folgende Ände­
rungen im Wortlaut des BAT-KF: 
1. § 47 Abs. 6 Unterabs. 3 wird gestrichen. 
2. In § 56 Satz 1 werden jeweilS nach dem Wort "Grundvergü­

tung" die Worte "zuzüglich der allgemeinen Zulage" einge­
fügt. 

§2 
Änderung der Arbeiter-Richtlinien 

und desMTL-II-KF 

(1) Die rheinischen, die westfälischen und die lippischen Richt­
linien für die Regelung des Dienstrechts der Arbeiter im kirchli­
chen Dienst (Arbeiter-Richtlinien - ArbRL) werden wie folgt ge­
ändert: 

1. Nach Nr. 6 a wird folgende neue Nr; 6 beingefügt: 
,,6 b Zu §37 

§ 37 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß in Abs. 1 
Unterabs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Unterabs. 2 jeweils die 
Worte ,Zulage nach dem Tarifvertrag über eine Zula­
ge .an Arbeiter vom 17. Mai 1982 in der jeweils gelten­
den Fassung' durch die Worte ,allgemeinen Zulage' 
ersetzt werden." 

2. Die bisherige Nr. 6 b wird Nr. 6 c. 

(2) Der Manteltarifvertrag für Arbeiter der Länder in kirchlicher 
Fassung (MTL II-KF) wird wie folgt geändert: 

1. § 37 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Unterabs. 1. Satz 1· werden nach den Worten 

"der neuen Lohngruppe" die Worte "einschließlich der 
jeweiligen allgemeinen Zulage" eingefügt. 

b} In Absatz 2 Unterabs. 2 werden nach den Worten "der 
Lohngruppe" die Worte "einschließlich der allgemeinen 
Zulage" eingefügt. 

2. § 52 Abs.4 wird gestrichen. 

§3 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. 

Iserlohn, den 8. Juni 1990 
I3heiniscll-Westfälisch-Uppische 

Arbeitsrechtliche Kommission 
Der Vorsitzende 

lJßterschrift 

Änderung der 
Jubiläumszuwendungsverordnung 

Nr. 22715Az. 14-15-2-3 Düsseldorf, 17. August 1990 

1. 

Die Jubiläumszuwendungsverordnung vom 9. September 
1971 (GV. NW. S. 258-mitgeteilt KAB!. 1971 S. 254-) zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 1. Dezember 1987 (GV. 
NW. S. 482- mitgeteilt KAB!. 1988 S. 3 -) wird durch die "Sieb­
te Verordnung zur Änderung der Jubiläumszuwendungsver­
ordnung vom 15. Mai 1990" (GV. NW. S. 282) zum 14. Juni 
1990 wie folgt geändert: 

1) In § 1 erhalten die Absätze 2 und 3 folgende Fassung: 

,,(2) Die Gewährung der Jubiläumszuwendung wird hinaus­
geschoben, 
1. wenn die Disziplinarmaßnahme einer Gehaltskürzung 

verhängt worden ist, bis zum Ablauf von fünf Jahren seit 
dem Tage der Verkündung des erstinstanzlichen Urteils, 

2. wenn die Disziplinarmaßnahme der Versetzung in ein 
Amt derselben Laufbahn mit geringerem Endgrundge­
halt verhängt worden ist, bis zum Ablauf von sieben Jah­
ren seit dem Tage der Verkündung des erstinstanzlichen 
Urteils. 

Satz 1 Nr. 1 gilt auch, wenn gegen den Beamten eine Strafe, 
eine Ordnungsmaßnahme oder eine berufsgerichtliche 
Maßnahme verhängt worden ist und die zusätzliche Ver­
hängung einer Gehaltskürzung nur mit Rücksicht auf § 14 
der Disziplinarordnung unterblieben ist. In diesem Fall be­
ginnt die Frist mit dem Tage, an dem die Entscheidung des 
Dienstvorgesetzten, der Einleitungsbehörde oder des Dis­
ziplinargerichts über die Einstellung des Disziplinarverfah­
rens dem Beamten zugestellt oder, soweit dies ausreicht, 
mitgeteilt wird. 
(3) Die Gewährung der Jubiläumszuwendungist zurückzu­
stellen, wenn am Tage des Dienstjubiläums 
a) gegen den Beamten strafrechtliche Ermittlungen geführt 

werden, gegen ihn Anklage erhoben ist, ein Verfahren 
eingeleitet ist, das zu einer Maßnahme oder Strafe im 
Sinne des Absatzes 2 führen kann, 
oder 

b) dem Beamten die Führung der Dienstgeschäfte verbo­
ten ist, weil die Feststellung der Nichtigkeit oder die 
Rücknahme seiner Ernennung beabsichtigt ist. 

In diesen Fällen wird die Jubiläumszuwendung nicht ge­
währt, wenn das Beamtenverhältnis im Zusammenhang mit 
einer der in Satz 1 bezeichneten Maßnahmen endet. An­
dernfalls ist die Jubiläumszuwendung alsbald, in den Fällen 
des Absatzes 2 jedoch erst nach Ablauf der dort genannten 
Fristen, nachzugewähren. 
Werden nach Eintritt des Beamten in den Ruhestand die 
strafrechtlichen Ermittlungen nicht nur vorläufig eingestellt, 
wird die Eröffnung des Hauptverfahrens endgültig abge­
lehnt oder wird der Beamte rechtskräftig freigesprochen, so 
ist ihm die Jubiläumszuwendung nachträglich zu gewähren. 
Entsprechendes gilt, wenn das Disziplinarverfahren end­
gültig eingestellt oder der Beamte rechtskräftig freigespro­
chen wird, es sei denn, daß die Kürzung des Ruhegehaltes 
nur im Hinblick auf § 14 der Disziplinarordnung nicht ver­
hängt worden ist." 

2} In § 1 wird folgender Absatz 5 angefügt: 
,,(5) Beamte, deren Beamtenverhältnis aus den in § 30 LBG 
aufgeführten Gründen während der in Absatz 2 genannten 
Fristenendet, haben keinen Anspruch auf Nachgewährung 
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der Jubiläumszuwendung.Stirbt ein Beamter vor Ablauf der 
in Absatz 2 genannten Fristen, vor Beendigung der in Ab­
satz 3 bezeichneten Maßnahmen oder während der Beur­
laubung ohne Dienstbezüge, 'haben die Hinterbliebenen 
keinen Anspruch auf Nachgewährung der Jubiläumszu­
wendung." 

3) In § 3 Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte "die als Dienstzeit im 
Sinne des Besoldungsrechts oder des Tarifrechts gelten," 
gestrichen, 

4) In § 3 Abs. 2 Nr. 7 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

5) In § 3 Abs. 2 wird folgende Nummer 8 angefügt: 
,,8. die Zeit eines i::rziehungsurlaubs." 

2. 
Die Änderung ist auch aufdie Pfarrer anzuwenden. 

Das Landeskirchenamt 

Finanz- und Haushaltswirtschaft·im Jahre'1991 
Haushaltsrichtlinien gemäß § 107 Abs. 1 

der Verwaltungsordnung 

Die Besetzung aller derzeit noch vakanten Pfarrstellen ist bei 
der Festlegung des Umlagesatzes berücksichtigt worden. 

3. Umlage 11 und Finanzausgleich 

Die Kirchenleitung hat im Einverneh~n mit dem Erweiterten 
Finanzausschuß auf Grund von § 9 des Finanzausgleichsge­
satzes beschlossen, die Umlage tI im Haushaltsjahr 1991 in 
folgender Höhe zu erheben: 

1. Nach § 7 des Finanzausg1eichsgesetzes wird der maßgebli­
che Miridestbetrag des Kirchensteueraufkommens in den 
Kirchenkreisen auf 174,- DM (Vorjahr: 170,- DM) festge­
setzt. 

2. Nach § 8 Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes wird· die 
. Umlage 11 in Höhe von 70 % von dem Kirchensteuerauf­
kommen erhoben, das je Gemeindeglied im Kirchenkreis 
178,- DM (Vorjahr: 174,- DM) übersteigt. 

4. Personalkosten 

Bei der Haushaltsp1anl1ngsgestaltung sollte eine lineare Erhö­
hung der Besoldungen, Vergütungen und Löhne zwischen 
4 und 5 % eingeplant werden. 

Nr. 21187 111 Az. 14-2-3 Düsseldorf, 21. September 1990 5. Rücklagen 

1. Scllätzung der Entwicklung 
des Kirchensteueraufkommens 1991 

Bei der AufsteUung der Haushaltspläne für das Jahr 1991 bitten 
wir insbesondere die bisherige örtliche Entwicklung des Kir­
ehensteueraufkommens sowie die nachfolgenden überlegun­
gen·zur Entwicklung des KirChensteueraufkommens 1990 zu 
berücksichtigen. 

In der Zeit vom 1. Januar. bis 30. Juni 1990 ist das Kirchen­
steueraufkornmen(Verteilungsbetrag) in den Kirchenkreisen 
um 2,19 % nfedriger ais im Vorjahr. Bis zum Monat Juli beträgt 
das Minus 2,50 % gegenüber dem Vorjahr. Das Minus ist im 
wesentlichen auf die Auswirkungen der Einkommensteuerre­
form 1990 zurückzuführen; hier insbesondere auf die Minde­
rung im Kirchenlohnsteueraufkommen. 

Wir schatzen, daß sich das Kirchensteueraufkommen der Lan­
deskirche im Jahr 1990 auf rd.982,8 Mio. DM = - 4,69 % be­
laufen wird. 

Für das Jahr 1991 nehmen wir eine Steigerung von 4 % an, die 
ein Gesamtaufkommen von 1 022,1 Mio. DM ergeben würde. 
Dieses Aufkommen ist der Berechnung der Umlagen zugrunde 
gelegt worden. 

Wegen des unterschiedlichen Kirchensteueraufkommens in 
den einzelnen Kirchenkreisen bitten wir, diese Schätzung des 
Durchschnittsaufkommens zurückhaltend zu behandeln und 
das tatsächliche eigene Aufkommen zu berücksichtigen. Aus 
wirtschaftlichen (konjunkturellen) Gründen kann sich örtlich 
auch eine Veränderung des Kirchensteueraufkommens erge­
ben. 

2. Umlagel 

Die Kirchenleitung hat im· Einvernehmen mit dem Erweiterten 
Finanzausschuß auf Grund von § 9 des Finanzausg1eithsge­
setzes beschlossen, die Umlage aus der KirChensteuer vom 
Einkommen (Umlagel) gemäß § 5desv. g. Gesetzes im Haus­
haltsjahr 1991 in Höhe von 16 % (Vorjahr 15 % ) zu erbeberl. 

Soweit Rücklagen in diesem oder in vergangenen Jahren ver­
braucht worden sind, sind sie nach Möglichkeit wieder aufzu­
füllen. Insbesondere dann sind .überschüsse des Haushalts­
jahres 1990 der Ausgleichsrücklage zuzuführen. 

Auch vor der übernahme neuer Dauerverpflichtungen sollte, 
wenn das die laufenden Einnahmen ohne die Zuweisung aus 
dem Finanzausgleich gestatten, auf die Bildung der ausrei­
chenden Ausgleichsrücklage geachtet werden. 

Außerdem bitten wir Vorsorge zu treffen, daß Rücklagen gebil­
det werden, um die Arbeitsplätze von Mitarbeitern zu sichern. 
Sofern es zu den Aufgaben eines Verbandes gehört, für die ihm 
angeschlossenen Gemeinden die Betriebsmittel- und Aus­
gleichsrücklagen zu bilden, ist es seine Aufgabe, diese Mittel 
zentral in der erforderlichen Höhe anzusammeln. Die ihm an­
geschlossenen Gerneinden sind dann von der Bildung solcher 
Rücklagen entbunden. 

Gemeinden, die einem Verwaltungs- und Rentamt ange­
schlossen sind, sollten zur Erzielung besserer Zinskonditionen 
diesem die zentrale Verwaltung der einzelnen Rücklagen über­
tragen. Zur Rücklagenbildung können sowohl Haushaltsmittel 
durch ordentlichen Ansatz als auch überschüsse gemäß § 105 
VO verwendet werden. Auch gegen die Bildung und Anlage 
von Finanzvermögen in der Form von wertbeständigen Er­
tragsvermögen (z. B. bebauter Grundbesitz) bestehen keine 
Bedenken. Vorrang hat jedoch die Bildung von Rücklagen. 

6. Schuldendienst 

Die Belastung der Haushalte durch den SchuJdendienst darf 
7,5 % der Einnahmen aus Kirchensteuern und aus Grundver­
mögen nicht überschreiten. Auf unsere Rundverfügung vom 
18. Juli 1974- Nr. 19231 Az. 12-2-5 (KABI. S. 171) weisen wir 
hin. Anträge auf Aufnahme von Darlehen, die die .überschrei­
tung dieser Schuldendienstgrenze zur Folgehaben,können 
grundsätzlich nicht genehmigt werden. 

Wir empfehlen zu prüfen, ob durch Umschuldung eWl. ein gün­
stigerer Schuldendienst erzielt werden kann. Im allgemeinea 
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sollte zuerst bei der Bank für Kirche und Diakonie angefragt 
werden, da diese Bank erfahrungsgemäß die günstigsten Kon­
ditionen für die Gemeinden bietet. 

7. BausanierungsmaBnahmen 

Neben der Empfehlung zur Rücklagenbildung und der Schul­
dentilgung bitten wir die Gemeinden, sofern die finanziellen 
Mittel hinreichen, die Sanierung und Erhaltung des vorhande­
nen Gebäudebestandes vordringlich in Angriff zu nehmen. 
Neubauten sollten nur in dringendsten Fällen geplant werden. 
Wenn jedoch Neubauten errichtet werden, ist es dringlich er­
forderlich, eine Folgekostenrechnung (§ 53 Abs. 2 Buchst. a 
VO) aufzustellen und zu prüfen, ob die künftige finanzielle Ent­
wicklung einen Neubau zuläßt. Insbesondere ist darauf zu ach­
ten, daß der KSV die Dringlichkeit eines Neubauvorhabens be­
stätigen muß. 

8. Mieten und Pachten 

Es ist darauf zu achten, daß alle Einnahmemöglichkeiten (z. B. 
Mieten, Pachten, Erbbauzinsen, Zuschüsse) voll ausgeschöpft 
werden. Hier bieten z. B. die örtlichen Mietspiegel Orientie­
rungshilfen. 

9. Pfarrstetleneinkünfte 

Die Pfarrstelleneinkünfte sind über den Haushalt (nicht Ver­
wahrgelder) abzuwickeln, und zwar in den zuständigen Funk­
tionen. Damit werden sie Bestandteil der Jahresrechnung und 
sind mit allen Berechnungsunterlagen zur aufsichtlichen Prü­
fung vorzulegen. 

Verstärkt ist darauf zu achten, daß das Kapitalvermögen im 
Pfarrvermögen möglichst hochverzinslich angelegt wird. Im In­
teresse der Kirchengemeinden weisen wir in diesem Zusam­
menhang auf die Möglichkeit der Anlage dieser Vermögenstei­
le auf dem Rücklagenkonto für das Pfarrvermögen bei der 
Bank für Kirche und Diakonie in Duisburg hin. 

10. Kirchlicher Entwicklungsdienst 

Das Aufkommen der Evangelischen Kirche im Rheinland für 
den Kirchlichen Entwicklungsdienst betrug in den vergange­
nen Jahren 12 Mio. DM. Der Betrag setzte sich aus dem Auf­
kommen der Kirchengemeinden und einer Entnahme aus einer 
für diesen Zweck angesammelten Rücklage in Höhe von 
3,5 Mio. DM zusammen. Diese Rücklage ist aufgebraucht. Wir 

-- ---------- --appelferen--ailngencf an-afe-Kircneri-gemeinden, ihre Aufwen-

dungen für den KED auf 2 % vom Kirchensteueraufkommen 
zu erhöhen, damit die Landeskirche den gleichen Betrag wie 
in den Vorjahren an den KED abführen kann. Im Haushalts­
jahr 1989 betrug das Aufkommen für den KED 9,9 Mio. DM 
(= 1,13 %). 

11. Vorlage der Haushaltspläne 

Wir erinnern an die gen aue Einhaltung derTermine. Die Haus­
haltspläne 1991 sind vor dem 31. Dezember 1990 dem Kreis­
synodalrechnungsausschuß zur Prüfung vorzulegen. 

Eine mit dem Sichtvermerk des Kreissynodalrechners verse­
hene Ausfertigung des Haushaltsplanes ist dem Landeskir­
chenamt alsbald einzureichen. 

Das Landeskirchenamt 

Satzung 
für das Diakonische Werk des Evangelischen 

Kirchenkreises Wied 

Die Kreissynode des Evangelischen Kirchenkreises Wied hat 
bei ihrer Tagung am 23. Juni 1990 gemäß Artikel 155 Absatz 1 
in Verbindung mit Artikel 152 der Kirchenordnung folgende 
Satzung für vorgenannte Einrichtung beschlossen: 

§1 
Trägerschaft, Rechtsform und Mitgliedschaft 

(1) Der Kirchenkreis Wied ist Träger des "Diakonischen Wer­
kes des Evangelischen Kirchenkreises Wied". Es hat seinen 
Sitz in Neuwied und wird als unselbständige Einrichtung des 
Kirchenkreises im Rahmen dieser Satzung geführt. 

(2) Der Kirchenkreis als Träger des Diakonischen Werkes ist­
ebenso wie die im Kirchenkreis zusammengeschlossenen Kir­
chengemeinden - Mitglied des Diakonischen Werkes der 
Evangelischen Kirche im Rheinland und damit dem als Spit­
zenverband der Freien Wohlfahrtspflegeanerkannten "Diako­
nischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland" ange­
schlossen. 

§2 
Zweck und Aufgaben 

(1) Das Diakonische Werk ist beauftragt zum Dienst der Liebe 
in der Nachfolge Christi in allen diakonischen Bereichen inner­
halb des Kirchenkreises. 

(2) Das Diakonische Werk nimmt zugleich auch die Aufgaben 
eines Freien Wohlfahrtsverbandes wahr. 

(3) Das Diakonische Werk nimmt unter anderem seine Aufga­
ben wahr durch die integrierte Beratungsstelle (Eheberatung, 
Erziehungsberatung, Lebensberatung). 

(4) Es berät die Kirchengemeinden und deren diakonischen 
Einrichtungen im Kirchenkreis und unterstützt deren diakoni­
sche Tätigkeit in Planung, Ausführung und fachlicher Qualifi­
zierung der Mitarbeiter sowie in der Koordinierung gemeinsa­
mer diakonischer Aufgaben. 

(5) Es nimmt eigenständig diejenigen diakonischen Aufgaben­
gebiete wahr, die über den Arbeitsbereich einzelner Gemein­
den hinausgehen. Dazu gehören insbesondere: 
a) Hilfe für Personen mit besonderen sozialen 

Schwierigkeiten; 
b) Psychosozialer Dienst (einschließlich Suchthilfe); 
c) Schwangerschaftskonfliktberatung ; 
d) Altenarbeit; 
e) Arbeit mit Behinderten; 
f) Schuldnerberatung; 

g) Familienberatung; 
h) Eheberatung; 
i) Lebensberatung; 
j) Erziehungsberatung; 

k) Veranstaltungen und Maßnahmen zur Förderung der Ge­
meindediakonie und der Fortbildung der Mitarbeiter im dia­
konischen Bereich; 

I) Erholungsfürsorge für Kinder, Mütter, Familien und ältere 
Menschen; 

m) gesellschaftliche und ökumenische Diakonie einschließlich 
der Arbeit mit Ausländern und Flüchtlingen; 

n) Organisation von Sammlungen. 
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(6) Ober die Aufnahme neuer Arbeitsgebiete, Erweiterungen 
oder Einschränkungen der. in Absatz 5 genannten Aufgaben 
entscheidet auf Vorschlag des Kreisdiakonieausschusses die 
Kreissynode. 

§3 
Gemeinnützigkeit 

(1) Mit der Erfüllung der in § 2 festgelegten Aufgaben verfolgt 
das Diakonische Werk unmittelbar und ausschließlich gemein­
nützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne des Ab­
schnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 
Das Diakonische Werk ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in er­
ster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Das Vermögen des Diakonischen Werkes ist Sonderver­
mögen des Kirchenkreises und wird in gesonderter Rechnung 
und Verwaltung nach Maßgabe dieser Satzung geführt. 

(3) Die Mittel des Diakonischen Werkes dürfen nur für die sat­
zungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Der Kirchenkreis 
Wied erhält keine Zuwendungen aus Mitteln des Diakonischen 
Werkes. Keine Person darf durch Ausgaben, die den Zwecken 
des Diakonischen Werkes fremd sind, oder durch unverhältnis­
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§4 
Verantwortung der Kreissynode und des 

Kreissynodalvorstandes 

(1) Die Gesamtleitung des Diakonischen Werkes liegt bei der 
Kreissynode. Es ist Aufgabe der Kreissynode, dafür zu sorgen, 
daß der Dienst des Diakonischen Werkes auf der Grundlage 
des Evangeliums getan und die Verwaltung ordnungsgemäß 
geführt wird. 

(2) Der Beschlußfassung durch die Kreissynode bleiben vorbe­
halten: 
a) Feststellung des Haushalts- und aes Stellenplanes; 
b) Entlastung der Jahresrechnung; 
c) Aufnahme und Gewährung von Darlehen und Krediten; 
d) Erwerb und Veräußerung von Grundstücken und Grund­

stücksrechten ; 
e) Bestellung von Hypotheken-, Grund- und Rentenschulden; 
f) die Entscheidung über Bauvorhaben und deren Finanzie­

rung; 
g) Aufnahme neuer Arbeitsgebiete, Erweiterungen bzw. Ein­

schränkungen der in § 2 Absatz 5 genannten Aufgaben; 
h) Wahl des/der Vorsitzenden des Kreisdiakonieausschus­

ses, seines Vertreters/seiner Vertreterin und der Aus­
schußmitglieder; 

i) Erlaß und Änderung der Satzung. 

(3) Dem Kreissynodalvorstand obliegen im Rahmen seiner in 
Art. 157 der Kirchenordnung festgelegten Gesamtverantwor­
tung insbesondere: 
a) Einstellung und Entlassung der haupt-und nebenamtlichen 

Mitarbeiter/innen des Diakonischen Werkes nach Anhö­
rung des Kreisdiakonieausschusses und des Leiters/der 
Leiterin des Diakonischen Werkes; 

b) Berufung und Abberufung des Leiters/der Leiterin des Dia­
konischen Werkes nach Anhörung des Kreisdiakonieaus­
schusses; 

c) Dienstaufsicht über die Mitarbeiter/innen des Diakonischen 
Werkes, soweit sie nicht dem Kreisdiakonieausschuß, 
dem/der Kreissynodalbeauftragten für Diakonie oder dem/ 
der Leiter!in übertragen ist. 

§5 
Der Kreisdiakonieausschuß 

(1) Die Kreissynode bedient sich bei der Erfüllung ihrer Aufga­
ben des Kreisdiakonieausschusses als Fachausschuß im Sin­
ne von Artikel 152 der Kirchenordnung. Das Gesamtleitungs­
recht der Kreissynode im Sinne der Kirchenordnung bleibt da­
von unberührt. 

(2) Der Kreisdiakonieausschuß besteht aus 7 Mitgliedern, und 
zwar: 
a) dem/der Vorsitzenden; 
b) sechs von der Synode zu berufenden Mitgliedem. die die 

Befähigung zum Presbyteramt besitzen müssen, von de­
nen einer/eine zum/zur Stellvertretenden Vorsitzenden be­
rufen wird. Die Mitglieder sollen sachkundig sein. Für jedes 
Mitglied ist für den Fall der Verhinderung ein/eine Stellver­
treter!in zu wählen. 

(3) Der Leiter!die Leiterin des Diakonischen Werkes gehört 
dem Ausschuß mit beratender Stimme an. 

(4) Der/die Vorsitzende ist zugleich Kreissynodalbeauftragter/ 
Kreissynodalbeauftragte für Diakonie. 

§6 
Aufgaben des Kreisdiakonleausschusses 

(1) Der Kreisdiakonieausschuß hat folgende Aufgaben: 
a) darauf zu achten, daß die Erfüllung des diakonischen Auf­

trages in enger Zusammenarbeit mit den Kirchengemein­
den erfolgt; 

b) Vorbereitung aller Beschlüsse, die der Kreissynode und 
dem Kreissynodalvorstand gemäß der Kirchenordnung und 
dieser Satzung vorbehalten sind; 

c) Vorberatung des Haushaltsplanentwurfes und des Steilen­
planes des Diakonischen Werkes nach Aufstellung durch 
das Kreiskirchliche Rentamt Neuwied zur Vorlage an den 
Kreissynodalvorstand und die Kreissynode; 

d) Leitung des Diakonischen Werkes im Rahmen dieser Sat­
zung (Artikel 152, Absatz 3, Satz 2 der Kirchenordnung); 

e) über Mittel im Rahmen der beschlossenen Haushaltsansät­
ze (Einzelplan 2) selbständig für die in dieser Satzung fest­
gelegten Aufgaben zu verfügen. 

(2) Der Kreisdiakonieausschuß kann ferner selbständig Anträ­
ge an die Kreissynode stellen und hat Vorschlagsrecht in allen 
Fragen der Diakonie des Kirchenkreises gegenüber der Kreis­
synode und dem Kreissynodalvorstand. 

§7 
Sitzungen des Kreisdiakonieausschusses 

(1) Für die Einladungen zu Sitzungen, die Verhandlung und die 
Beschlußfassung des Kreisdiakonieausschusses gelten die 
Bestimmungen der Kirchenordnung für Presbyteriumssitzun­
gen sinngemäß. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Gäste kön­
nen auf Beschluß des Kreissynodalvorstandes oder des Kreis­
diakonieausschusses zugeladen werden. 

(2) Ober die Sitzungen des Kreisdiakonieausschusses ist ein 
Protokoll zu führen, das grundsätzlich den Ausschußmitglie­
dern und dem Superintendenten für den Kreissynodalvorstand 
ausgehändigt wird. 

(3) Für die Mitglieder des Kreisdiakonieausschusses gelten 
bezüglich Reisekostenerstattung/ Aufwandsentschädigung so­
wie Unfallversicherung die für die Mitglieder der Kreissynode 
bzw. des Kreissynodalvorstandes beschlossenen und beste­
henden Regelungen. 
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§8 
VorsitzenderIVorsitzende des 

Kreisdiakonieausschusses/Diakoniebeauftragter/ 
Diakoniebeauftragte . 

(1) Dem/der Vorsitzenden des Kreisdiakonieausschusses 00-
liegen insbesondere folgende Aufgaben: 
a) Vertretung des Diakonischen Werkes nach außen; 
b) Verantwortung bzw. Aufsicht für die. ordnungsgemäße Füh­

rung und Erledigung der laufenden Geschäfte; 
c) Unterschriftliche Vollziehung der Kassenanordnungen für 

das Diakonische Werk. 
Im Falle der Verhinderung des/der Vorsitzenden und seines/ 
seiner Stellvertreters/Stellvertreter!n werden die Aufgaben un­
ter a) und b) vom/von der leitenden Mitarbeiter/Mitarbeiterin 
übernommen. 

(2) Die Dienstaufsicht über die haupt- und nebenamtlichen Mit­
arbeiter/innen des Djakonischen Werkes kann vom Kreissyn­
odalvorstand ganz oder teilweise auf den Kreisdiakonieaus­
schuß oder den Kreissynodalbeauftragtenfdie Kreissynodal­
beauftragte für Diakonie übertragen werden. 

§9 
Leiter/Leiterin des Diakonischen Werkes 

Die fachliche Leitung des Diakonischen Werkes wird einer ge­
eigneten Fachkraft übertragen. Sie führt die laufenden Ge­
schäfte des Dia1<onischen Werkes in Absprache mit dem Kreis­
diakonieausschuß, insbesondere dessen Vorsitzenden. Sie ist 
für die ordnungsgemäße Betriebsfiihrung, insbesondere für die 
Einhaltung des Haushaltsplanes verantwortlich. 
Für die Abwicklung der laufenden Geschäfte steht dem Diako­
nischen Werk das Kreiskirchliche Rentamt als Verwaltungs­
steIle des Kirchenkreises zur Verfügung. 
Der Leiter/die Leiterin wird bei derErfüllung seiner/ihrer Aufga­
ben durch einen Stellvertreter/eine Stellvertreterin unterstützt. 
Leiter/Leiterin und'Stellvertreter/Stellvertreterin sollten unter., 
schiedlichen Fachdisziplinen angehören. 

§10 
Finanzierung der Aufgaben 

Die zur Durchführung der Aufgaben des "Diakon ischen Werkes 
benötigten Mittelwerden aufgebracht durch: 
a) Mittel des Kirchenkreises in Form von Haushaltszuschüs-

sen; 
b) Leistungsentgelte; 
c) Spenden und Kollekten; 
d) öffentliche Zuschüsse und Zuwendungen Dritter. 

Zuwendungen der öffentlichen Hand sind nur insoweit in An­
spruch zu nehmen, als keine Auflagen damit verbunden sind, 
die die Grundsätze der Diakonie verletzten. 

§ 11 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 

(1) Hauhalt und Kasse des DiakonischenWerkes werden beim 
Kreiskirchlichen Rentamt als Teil des Gesamthaushaltes und 
der Kasse des Kirchenkreises Wied geführt. 

(2) Für die Führungood Abwicklung der Verwaltungs- und Kas­
sengeschäfte gelten die Bestimmungen der Verwaltungsord­
nung der Evangelischen Kirche im Rheinland sowie die sonsti­
gen diesbezüglichen kirchlichen und staatlichen Vorschriften. 

§12 
Anfaflklausel 

D.er Kirchenkreis Wied hat bei der Auflösung oder Aufhebung 
des Diakonischen Werkes oder bei Wegfall seines bisherigen 
Zweckes dessen Vermögen ausschließlich und unmittelbar für 
diakonische Aufgaben im Kirchenkreis Wied zu verwenden. 

§13 
Schlußbemerkung 

(1 ) Diese Satzung tritt nach Beschlußfassung durch die Kreis­
synode und Genehmigung durch die Kirchenleitung mit ihrer 
Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die von der Kreissynode am 
6. Juni 1977 beschlossene "Satzung für das Diakonische Werk 
des KirchenkreisesWied" außer Kraft. 

Neuwied, den 23. Juni 1990 
Evangelischer Kirchenkreis Wied 

(Siegel) Der Kreissynodalvorstand 

(Siegel) 
Nr.21450 

Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den 21. August 1990 

Evangelische Kirche im Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Vereinbarung für 
"Gemeindedienst für Weltmission 

der Vereinigten Evangelischen Mission 
und der Evangelischen Kirche im Rheinland 

in der Region Köln/Bonn mit Sitz in Siegburg" 

Vereinbarung 

Der folgenden Vereinbarung für den "Gemeindedienst für 
Weltmission der Vereinigten Evangelischen Mission und der 
Evangelischen Kirche im Rheinland in der Region Köln/Bonn 
mit Sitz in Siegburg" liegen zugrpnde: 

1. Der Beschluß der Landessynode der EvangelischenKirche 
im Rheinland Nr. 96 vom 16. Januar 1971 , nach dem sie die 
Vereinigte Evangelische Mission als ihr Sendungsorgan 
sieht, durch das die Kirche an dem der ganzen Christenheit 
gegebenen Missionsauftrag teilnimmt. 

2. Die Aufgabenbeschreibung des> GemeindE;ldienstes für 
Weltmissionin der Fassung vom 5. März 198.6 (Beschluß 
der Missionsleitung Nr. 18 und 19), der die Kirchenleitung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland mit Beschluß vom 
3. März 1988 zugestimmt hat. 

Gemäß Artikel 211 Abs. 4 der Kirchenordnung in Verbindung 
mit §:2 des Verbandsgesetzes und dem Beschluß der Kirchen­
leitung vom 28. Januar 1971 sowie der Aufgabenbeschreibung 
des Gemeindedienstes für Weltmission der Vereinigten Evan­
gelischen Mission vom 5. März 1986 Abschnitt D, 4 treffen 

die Kirchenkreise An Sieg und Rhein, Bad Godesberg, 
Bonn, Köln.,.Mitte, Köln-Nord, Köln-Rechtsrheinisch 

und die Vereinigte Evangelische Mission 

folgende Vereinbarung: 
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§1 
Allgemeines 

Die genannten Kirchenkreise bilden in ihrem Bereich zusam­
men mit der Vereinigten Evangelischen Mission (VEM) den ge­
meinsamen Arbeitsbereich "Gemeindedienst für Weltmission 
der Vereinigten Evangelischen Mission und der Evangelischen 
Kirche im Rheinland in der Region Köln/Bonn mit Sitz in Sieg­
burg" (GfW). 
Die Einzelheiten regelt die gemeinsame Satzung vom 3. März 
1988. 

§2 
Mitwirkungsrechte der VEM 

(1) Bei einer Pfarrwahl bzw. Einstellung von Mitarbeitern ge­
mäß § 5 der Satzung holt der federführende Kirchenkreis auch 
die Zustimmung der VEM ein. Ohne eine Zustimmung der VEM 
kann eine Berufung bzw. Einstellung nicht beschlossen wer­
den. 

(2) Änderungen des Stellenplanes erfolgen in Ab~timmung mit 
derVEM. 

(3) An den Kuratoriumssitzungen (§ 3 der Satzung) nehmen 
auch Austauschpfarrer der VEM oder der Evangelischen Kir­
che im Rheinland, die sich in der Region befinden, mit beraten­
der Stimme teil, nachdem der federführende Kirchenkreis (§ 5 
der Satzung) sie hierzu berufen hat. 

§3 
Änderungen der Vereinbarung 

Die Änderung der Vereinbarung bedarf der übereinstimmen­
denBeschlußfassung der Kreissynoden aller beteiligten Kir­
chenkreise in getrennter Versammlung oder in einer gemein­
samen Sitzung (Artikel 156 KO) und der Missionsleitung sowie 
der Genehmigung durch die Kirchenleitung. 

§4 
Kündigung der Vereinbarung 

(1) Die Vereinbarung kann ein Vereinbarungspartner nur mit 
einer Frist von 12 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
kündigen. 

(2) Wenn ein beteiligter Kirchenkreis die Vereinbarung kündigt, 
dann ist eine Regelung über die finanziellen und sonstigen Ver­
pflichtungen zwischen dem kündigenden Kirchenkreis und den 
verbleibenden Kirchenkreisen zu treffen. 
Wenn die VEM die Vereinbarung kündigt, dann ist eine Eini­
gung über die Auflösung des GfW erforderlich. 

(3) Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet die 
Kirchenleitung gem. § 6 des Verbandsgesetzes. 

§5 
Inkrafttreten der Vereinbarung 

Die Vereinbarung tritt mit Genehmigung durch die Kirchenlei­
tung in Kraft. 

Satzung 

Auf der Grundlage des § 3 des Kirchengesetzes betreffend die 
Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden und Kir­
chenkreise in gemeinsamen Angelegenheiten (Verbandsge­
setz) vom 18. Januar 1963 (KABI. S. 71) und gemäß § 1 der 
Vereinbarung vom 3. März 1988 beschließen die 

Kirchenkreise An Sieg und Rhein, Bad Godesberg, 
Bonn, Köln-Mitte, KÖIrl"Nord, Köln-Rechtsrheinisch 

und die Vereinigte Evangelische Mission 

folgende gemeinsame Satzung tür den Gemeindedienst für 
Weltmission: 

§1 
Allgemeines 

(1) Die genannten Kirchenkreise bilden in ihrem Bereich zu­
sammen mit der Vereinigten Evangelischen Mission (VEM) 
den gemeinsamen Arbeitsbereich "Gemeindedienst für Welt­
mission der Vereinigten Evangelischen Mission und der Evan­
gelischen Kirche im Rheinland inder Region Köln/Bonn mit 
Sitz in Siegburg" (GfW). 

(2) Im GfW arbeiten die genannten Kirchenkreise mit der VEM 
zusammen. Einzelheiten werden in der nachfolgenden Sat­
zung und der entsprechenden Vereinbarung über den Ge­
meindedienst für Weltmission vom 3. März 1988 gemäß Artikel 
211 der Kirchenordnung in Verbindung mit § 2 des Verbands­
gesetzes zvfischen den genannten Kirchenkreisen mit der 
VEM geregelt. 

§2 
Aufgaben des GfW 

(1) Der GfW hat in allen seinen Diensten die Aufgabe, dabei 
mitzuwirken, daß die missionarische Verantwortung in den Kir­
chenkreisen, Gemeinden und Gruppen in ökumenischer Weite 
wahrgenommen wird. 

(2) Die Schwerpunkte dieser Arbeit sind im Beschluß der Lei­
tung der VEM vom 5. März 1986, Teil B, aufgeführt worden. 
Einzelheiten regelt die Dienstanweisung der Pfarrer und der 
anderen Mitarbeiter. 

§3 
Kuratorium 

(1) Zur Leitung des GfW wird ein Kuratorium gebildet. Dieses 
besteht aus je zwei Vertretern der beteiligten Kirchenkreise 
und der VEM sowie dem Inhaber der Pfarrstelle des GfW in die­
ser Region (Regionalpfarrer). Je einer der Kirchenkreisvertre­
ter soll dem Kreissynodalvorstand angehören, ein Vertreter 
des federführenden Kirchenkreises muß dem Kreissynodal­
vorstand angehören. Für die Vertreter der Kirchenkreise wer­
den Stellvertreter berufen. Die Vertreter der VEM werden durch 
die Missionsleitung entsandt. 

(2) Von den Vertretem der beteiligten Kirchenkreise sollen -
ebenso wie von ihren Stellvertretern - nur je einer Theologe 
oder hauptamtlicher Mitarbeiter sein. 

(3) Die an dem GfW in der Region beteiligten Kirchenkreise 
wählen die Kuratoriumsmitglieder und ihre Stellvertreter qurch 
die Kreissynoden. Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. Vorsitzender und Stell­
vertreter sollen nicht· dem gleichen Kirchenkreis angehören. 
Andere hauptamtliche Mitarbeiter des GfW in der Region kön­
nen mit beratender Stimme hinzugezogen werden. Das Kura­
torium kann fachkundige Gäste zu bestimmten Tagesord­
nungspunkten einladen. Als fachkundige Gäste kommen ins­
besondere Glieder anderer Mitgliedskirchen des ökumeni­
schen Rates der Kirchen.oder von Partnerkirchen der VEM in­
frage. 

(4) Austauschpfarrer der VEM oder der Evangelischen Kirche 
im Rheinland (EkiR), die sich in der Region befinden, können 
durch den federführenden Kirchenkreis zu Mitgliedern des Ku­
ratoriums mit beratender Stimme berufen werden. 

(5) Das Kuratorium wirdfür die Amtsdauer einer Kreissynode 
(4 Jahre) gebildet. Für Einladung, Verhandlung und Beschluß­
fassung des Kuratoriums gelten die Bestimmungen der Kir­
chenordnung (KO)· über die Kreissynodalvorstände sinnge­
mäß; über die Sitzungen sind Niederschriften anzufertigen. 
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§4 
Aufgaben des Kuratoriums 

Das Kuratorium hat insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Festlegung der Arbeitsschwerpunkte und des Jahrespro­
gramms für den Regionalpfarrer und die anderen Mitarbei­
ter. 

2. Ständige· Begleitung der Arbeit des Regionalpfarrers und 
der anderen theologischen und pädagogischen Mitarbeiter 
und Entgegennahme regelmäßiger Tätigkeitsberichte. 

3. Mitarbeit bei den Aufgaben der VEM, Umsetzung der Be­
schlüsse und Empfehlungen der Missionsleitung für die Ar­
beit in der Region. 

4. Abfassung von Jahresberichten für die beteiligten Kreissyn­
oden und die VEM. 

5. Vorbereitung des Haushalts- und Stellen planes für den 
"Gemeindedienst für Weltmission in der Region Köln/Bonn 
mit Sitz in Sieg burg" . 

6. Vorschläge zum Kostenbeteiligungsschlüssel für die betei­
ligten Kirchenkreise. 

7. Mitwirkung bei der Berufung des Regionalpfarrers und an­
derer hauptamtlicher Mitarbeiter nach Maßgabe von § 5 die­
ser Satzung. 

8. Beteiligung.· bei der Abfassung der Dienstanweisung des 
Pfarrstelleninhabers und der anderen Mitarbeiter. 

§5 
Federführender Kirchenkreis 

(1) Die Rechtsvertretung des GfW, dessen Verwaltung sowie 
Organisation obliegt dem Kirchenkreis An Sieg und Rhein 
(federführender Kirchenkreis ). 

Dazu gehört insbesondere: 
a) tür die Errichtung einer Pfarrstelle zu sorgen; 
b) den Pfarrstelleninhaber zu berufen; 
c) andere Mitarbeiter einzustellen; 
d) Dienstaufsicht über Pfarrer. und Mitarbeiter zu führen; 
e) die Dienstanweisung in Absprache mit dem Kuratorium und 

der VEM abzufassen; 
f) die laufende Verwaltung der Geschä~s- und Kassenver­

waltung zu führen; 
g) den Haushalts- und Stellen plan festzustellen; 
h) den Kostenbeteiligungsschlüssel mit den beteiligten Kir-

chenkreisen abzustimmen. 

(2) Für die Dienstaufsicht über den Pfarrstelleninhaber gelten 
die Bestimmungen für die Pfarrer in der Evangelischen Kirche 
im Rheinland. Die Fachaufsicht liegt beim Direktor der VEM in 
Abstimmung. mit dem Superintendenten des federführenden 
Kirchenkreises. 

(3) Bei einer Pfarrwahl oder Einstellung eines pädagogischen 
oder theologischen Mitarbeiters schreibt der federführende 
Kirchenkreis im Einvernehmen mit der VEM die Stelle aus. Er 
beruft den Pfarrer bzw. stellt den Mitarbeiter ein, nachdem die 
beteiligten Kirchenkreise und die VEM gemäß § 2 der Verein­
barung zugestimmt haben. 

§6 
Mitwirkung der beteiligten Kirchenkreise 

undderVEM 

(1) Änderungen des Stellenplanes erfolgen in Abstimmung mit 

(2) Die beteiligten Kirchenkreise beschließen die Zuschüsse 
gemäß dem vereinbarten Kostenbeteiligungsschlüssel. 

(3) Weitere Einzelheiten werden vertraglich geregelt. 

§7 
Regionalpfarrstelle 

Für die Wahrnehmung der Aufgaben gemäß § 2 dieser Sat­
zung ist der Inhaber der Regionalpfarrstelle verantwortlich. Er 
wird für die Dauer von 8 Jahren berufen. Verlängerung ist mög­
lich. Er berichtet dem Kuratorium regelmäßig mindestens ein­
mal jährlich über Entwicklungen in den Arbeitsbereichen der 
VEM und ebenso der VEM über Entwicklungen in der Region. 
Das Nähere regelt die Dienstanweisung. 

§8 
Schlichtung von Streitigkeiten 

(1) Bei Konflikten grundlegender Art, die in der Satzung nicht 
geregelt sind, beruft der Superintendent des federführenden 
Kirchenkreises die Leitungsorgane der anderen Kirchenkreise 
und der VEMzu einer gemeinsamen Sitzung ein. Das Kurato­
rium ist dabei zuhören. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, findet § 6 des Ver­
bandsgesetzes Anwendung. 

§9 
Änderung der Satzung 

Die Änderung dieser Satzung bedarf der übereinstimmenden 
Beschlußfassung der Kreissynoden der beteiligten Kirchen­
kreise in getrennten Versammlungen oder in einer gemeinsa­
men Sitzung (Artikel 156 KO) und der Missionsleitung. Sie be­
darf der Genehmigung der Kirchenleitung und ist im Amtsblatt 
zu veröffentlichen. 

§10 
Ausscheiden aus dem GfW 

Das Ausscheiden eines Satzungspartners aus der Arbeit des 
GfW richtet sich nach § 4 der Vereinbarung. 

§ 11 
Inkrafttreten der Satzung 

Diese Satzung tritt nach übereinstimmender Beschlußfassung 
durch die beteiligten Kreissynoden sowie der Missionsteitung 
und nach Genehmigung durch die Kirchenleitung mit der Ver­
öffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. Diese Satzung 
löst die Vereinbarung vom 4. August 1980 ab. 

Siegburg, den 24. Juni 1988/16. Dezember 1988 

Der Kreissynodalvorstand 
(Siegel) des Kirchenkreises An Sieg und Rhein 

Unterschriften 

Bad Godesberg, den 3. Dezember 1988 

Der Kreissynodalvorstand 
(Siegel) des Kirchenkreises Bad Godesberg 

Unterschriften 

Bonn, den 12. Dezember .1988 

den Kirchenkreisen sowie der VEM gemäß·§2 der Vereinba- (Siegel) 
Der Kreissynodalvorstand 
des Kirchenkreises Bonn 

Unterschriften rung. 
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Köln, den 19. Januar 1989 

(Siegel) 
Der Kreissynodalvorstand 

des Kirchenkreises Köln-Mitte 
Unterschriften 

Köln, den 26. Januar 1989 

(Siegel) 
Der Kreissynodalvorstand 

des Kirchenkreises Köln-Nord 
Unterschriften 

Köln, den 5. November 1988 

Inhaltsverzeichnis 

Stichwortverzeichnis 

Inhaltsverzeichnis 

Teil A - Unfallversicherung 

Änderungen zu den AUB 

Teil B - Haftpflicht-Versicherung 

Änderungen zu den AHB 
und Besondere Bedingungen zur 
Versicherung von Haftpflicht­
ansprüchen aus Abhandenkommen 
von fremden Schlüsseln 

181 

181 

183 

185 

185 

Der Kreissynodalvorstand Teil C - Haftpflicht-Versicherung 

des Kirchenkreises Köln-Rechtsrheinisch für Schäden an fremden Gewässem 

190 

(Siegel) 
Unterschriften 

Wuppertal, den 22. Februar 1989 

(Siegel) Vereinigte Evangelische Mission 

(Siegel) 

Unterschriften 

Genehmigt 

Düsseldorf, den .7_ August 1990 

Evangelische Kirche im· Rheinland 
Das Landeskirchenamt 

Unterschrift 

Sammel-, Unfall-, Haftpflicht-, Gewässer­
schaden-Haftpflicht-Versicherungsvertrag 

Nr 23608 Az. 14-20-2 Düsseldorf, 30. August 1990 

Der zwischen der Evangelischen Kirche im Rhein!and und der 
Aachener und Münchener Versicherungs-AG geschlossene 
Sammel-, Unfall-, Haftpflicht-, Gewässerschaden-Haftpflicht­
Versicherungsvertrag wurde zum 1 . Januar 1991 neu gefaßt. 

Die Neufassung einschließlich des Stichwortverzeichnisses 
wird hiermit bekanntgemacht. 

Das Landeskirchenamt 

Unfall-, Haftpflicht-, Gewässerschaden­
Haftpflicht-Versicherung 

Zwischen der 
Evangelischen Kirche im Rheinland 
Landeskirchenamt 
Hans-Böckler-Straße 7 
4000 Düsseldorf 

und der 
Aachener und Münchener Versicherung 
Aktiengesellschaft 
5100 Aachen 

ist unter den Versicherungsscheinnummern 
248726405005 (Unfallversicherung) 
248806405010 (Haftpflichtversicherung) 

folgender Sammel-Unfall-, Haftpflicht-, Gewässerschaden­
Haftpflicht-Versicherungsvertrag geschlossen worden: 

Teil D - Umweltschäden 

Teil E - Allgemeine Vertragsbestimmungen 

Stichwortverzeichnis 

190 

191 

zum Sammelvertrag der Evangelischen Kirche im Rheinland 

Damit Sie für anstehende Fragen und Probleme einen überblick bekommen, soll 
dieses Stichwortverzeichnis eine Hilfe sein. 

Die Vertragsteile "A bis E" gemäß Inhaltsverzeichnis sind auch im nachfolgenden 
Stichwortverzeichnis aufgegriffen und weisen auf den speziellen Vertragsbezug 
zum Stichwort hin. Darüber hinaus erfolgt die Kennzeichnung nach der Seite (S) 
und gegebenenfalls Unterpunkten. 

A 

Abhandenkommen (Beherbergung) 
B S 10. Abs. 4, S 14 t 

Abhandenkommen (Schlüssel) 
BS16,1I6+S23 

Akademien 
AS4,7 + S5,8 

Altenheime 
A S 4, 7 B S 12, I 2 h 

Angestellte, beim Versicherungsnehmer 
A S 5, 10 u. S 5 a, B S 15, 11 1-3 u. S 16, 6 + S 20 (10) 

Anspruchsstellungen 
BS 10,11 u.1II + S20, (10) 

Arbeitsunfälle 
AS5.10+a BS15,1I2,3u.S20(iO) 

Auslandsschäden 
B S 18, (5) + S 28 (1) 

Ausstellungen 
BS13,12n 

Unfälle von Personen an sonst. Veranstaltungen 
ASS,11 

B 

Bauarbeiten/Einreißarbeiten 
B S 12, 12 d + S 18 (6) a 

Bauherr 
B S 12, I 2 d + 18, (6) a 

Bearbeitungsschäden 
BS19,(8) 

Beitrag 
DS28 

Beratungsstellen 
BS 13, 12k 

Bergungskosten von Personen 
AS3 

Berufsunfälle 
AS5,10u.a BS15,1I2,3 

Besucher 
AS4,l 

Brille, Unfall 
AS3 

C 

Chöre 
AS5,9 
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o 
Diakoniestationen 

BS13,12ju.k 
Dienstlich als kirchlicher Mitarbeiter 

AS 5,10 + S5a BS 15,11, 1-4u. S 16, 6 
Dorfhilfe 

BS13.12j 

E 

Eigenschaden eines Versicherungsnehmers 
kein Versicherungsschutz 

EigenschadSn eines Mitarbeiters (Haftpflichtanspruch) 
kein Versicherungsschutz bzw. 8 8 20, (10) 

ehrenamtliche Mitarbeiter 
A85.10 B8 15.112 u. 8 16116 820.10 

Erholungsheime 
A84.7 B812.12h 

Ersatzfehrzeug bei Kaskoschaden 
kein Versicherungsschutz 

Erwachsenenarbeitl-bildung 
A 8 5, 8 u B 8 11. I 1 b 8 6, c 

F 

Fahrräder "Fahrrad selbst" (der Betriebsangehörigen) 
kein Versicherungsschutz bzw. (B 8 14, 12 t) 

Familienhilfe . 
B813,12j 

Filmvorlührungen 
B813,12n 

Freizeichnungsverpflichtungen 
B817,(4) 

Freizeiten 
A 8 5, 8 8 8 12, I 2 9 

Freizeitheime 
A 8 4, 7 B 8 12, I 2 h 

Friedhöfe 
A 8 4,1 B 812.12 a + 8 19, (8) a 

G 

Gebäude + Grundstücke 
A84,1 +85.12 B812,12a-d 

Gegenseitige Ansprüche 
B820, (10) 

Geliehene. gepaChtete oder gemietete 8achen 
B819(7) 

Gemeindepflege (8tation) 
B813,12k 

Gemietetes Kfz 
kein Versicherungsschutz 

Gestellungsvertrag 
A 8 5.10 B 8 1511, 2, 8 16116, 8 18 (4) c, 820 (10) 

Gewässerschäden 
B89 C824ff. 

Gewinnbeteiligung 
E829.9 

Gottesdienste 
A84,i +4 B812,12e 

Grundstückseigenrumerhaftung 
B812,12a-d 

Gruppentäligkeit 
B8 12, 12f 

H 

Hauptamtliche 
A85.10u.85,a B815,1I1-3 

Hausbesitzer -Eigentümerhaftung 
B812.12a.cu.d 

Haustiere 
B813.12s 

Heilkosten 
A83 + 88. (3) 

Heime 
A84.7 B812,I2h 

Injektionen 
B813,I21 

Interessen- und Gruppenangebote 
A85,11 B812,12fu.g 

Invalidität 
A83 

J 

Jugendarbeit 
AS4,6 BS12,12fu.g 

Jugendheime 
A S 4, 7 B 8 12, 12 h 

Jugendkammer 
AS6, C+B11,lb 

K 

Katechumenen-Konfirmandenunterricht 
A84,5 B812,I2e 

Kfz-Haftpflicht 
kein Versicherungsschutz 

Kfz, Verschleißteile 
kein Versicherungsschutz 

Kindergärten 
A 8 4, 2 8 8 12, I 2 h 

Kindergottesdienst 
A 8 4,1 u.4 B 8 12,12 e 

Kindergruppen 
A84,2u.4 B812.12f 

Kinderheime 
A84,2 8812,12h 

Kinder, nicht schulpflichtig (Unfall) 
A86.2 

Kirchliche Mitarbeiter 
A85,10u.85,a B815,lIff. 

Konzerte 
A85,9u.ll B813,12n 

Kraftfahrzeuge (Haftpflicht) 
kein Versicherungsschutz 

Krankenpflege (8tation) 
B812,12k 

Kulturveranstaltungen 
A S 5, 11 B 8 13, 12 n 

L 

Lehrgänge 
A84,7 B812,12f 

Leistungen, Versicherungssummen Unfall 
A 8 3 + 8 8. 3 ff. 

Leistungen, Versicherungssummen Haftpflicht 
B810, I, lIu.III.816,6+ 819,7 + 8au.b 

Leistungen, Versicherungssummen Gewässerschaden-Haftpflicht (WHG) 
C824.1 u.4 

Leistungen. Versicherungssummen Luftfahrzeuge 
B821.11f 

M 

Medizinische Apparate 
B8 13, 121 

Miete (gemietete Kfz) 
kein Versicherungsschutz 

Mietsachen 
B 8 19. (7) a, b u. c 

Mofa "Mofa 8elbsr' 
kein Versicherungsschutz bzw. (B 8 14, 12 t) 

N 

Nebenamtliche (Mitarbeiter) 
A85,10 B815,1I2 

Nutzungsausfall Kfz 
kein Versicherungsschutz 

o 
Offene Jugendarbeit 

A 8 4, 6 u. 11 B 8 12.12 f 
Offene Tür 

A84,6u.l1 B812,12f 

p 

Personenschäden bei Unfällen mit Kfz 
A86,l 

Personenschaden 
Versicherungssummen 

A83 B81O,II1 
Pflegepersonal (Pflegerinnen) 

B813,12j 
Pkw-Haftpflicht 

kein Versicherungsschutz 



Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 9 vom 26. September 1990 183 

Posaunenchor 
AS5,9 BS12,12f 

. Predigerseminare 
AS,4,7 BS12,121 

R 

Radfahren 
A S 5, 11 + S 6,1 B S 12, 11 2 9 u. P 

Räume, Benutzung 
AS4,1 BS12,12a+S17,(4} 

Rechtliche Selbständigkeit 
A S 6 c B S 11, Ilb 

Reparaturen 
BS 12, 12d 

Röntgenapparate 
B S20, (9) 

Rollstühle 
BS13,f2p 

Ruderboote 
B821 (ll)f 

S 

Sachschäden 
B S 10, !I + S 19 (7) + (8) 

Sammelaktlonen 
AS5,10 BS12.12g 

Schadenersstzanspriiche 
BS 10,11 u. m + S20(10) 

Schlauchboot 
BS21 (11)f 

Schlüsselverlust 
BS16,1I6+S23 

Schüler 
AS4,3+S5,a BS16,8 

Schulräume, Schulen 
AS4,3 BSll,12a,i+S17,(4) 

Schwestem-Gestellungsverträge 
BS18(4)c 

Segelboot 
BS21 (l1)f 

Seminare 
A S 4,7 B S 12, 12 f, gu. i 

Sozialstation 
BS13,12ju.k 

Spiel. 
ASAff BS12,I2g 

Spielplatz 
AS4,1 B S11,12 a 

Sport 
AS4ff.8S12,12g 

Sportgruppen 
AS4,6u.5,11 BS12,129 

Studenten 
AS4,3+S5,a 

T 

Tanzveranstaltungen 
AS5,li BS12,12g 

Teilnehmer untereinander (Anspruche) 
BS16,1I5 

TIerhaltung/Hütung 
B813,12s 

Tod 
AS3 

Tumhalle 
BS17,(4)a 

Tumiere 
AS4,6+S5,11 BS12,12g 

U 
Umbaumaßnahmen 

B S 12.12 d + S 18, (6l 
Umweltschäden 

0826-27 
Unfälle, allgemein 

AS3ff. 
Unfäße bei Erste-Hilfe-Leistungen 

AS7.2 

V 

Veranstaltungen 
AS4,1-11 BS11,llc+S12,12g,S13n BS16,1I5 

Verjährung 
OS29,7 

Vennägensschäden 
B S 10, 11 + S 17, (1), S21 (11) 9 

Versammlungen 
A S 4, 1 u. S 5, 11 B S 12, ! e ff. 

Verschleißteile am Kfz 
kein Versicherungsschutz 

Versehensklausel 
ES29,4 

Versicherte Personen 
AS4,1-11+a-c BS15,1I 

Versicherungsbedingungen 
AS3+S7+S8 BS9+S17,(1)ff. CS24,lu.4 

Versicherungssummen 
siehe Leistungen 

W 

Wandem 
AS4,6u.5,11 BS12,12g 

Wasserfahrzeuge 
A S 4, 6 u. 5, 11 B S 13, 1 2 P + S 21 (11) f 

Wegerisiko 
AS6,l 

Wegerisiko Umweg 
kein Versicherungsschutz 

Wege und Treppen von und zurKlrche 
AS5,12 

Wettkämpfe 
AS4,6+S5,11 BS12,12g 
Wohllahrtseinrichtungen 

BS13,12m 
Wohnheime 

AS4,7 BS12,12h 

X,Y,Z 

ZDL 
BS15,1I2 

Zöglinge in Schulintematen 
BS16{7) 
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Teil A 

Unfall-Versicherung 

Dem Vertrag liegen die folgenden Bedingungen zugrunde: 

Versicherungsbedingungen 

Die Allgemeinen Unfall-Versicherungsbedingungen (AUB 88) 
mit den Zusatzbedingungen für die Kinder-Unfall-Versiche­
rung mit Einschluß von Vergiftungen, die Zusatzbedingungen 
für die Gruppen-Unfall-Versicherung sowie die Besonderen 
Bedingungen für den Einschluß von Bergungskosten in die All­
gemeine Unfall-Versicherung, in Verbindung mit den nachfol­
genden Besonderen Bedingungen (BVB), den Änderungen zu 
den AUB 88 sowie den Bestimmungen des Teiles E dieses 
Vertrages. 

Die geschriebenen Bedingungen gehen den gedruckten Be­
dingungen voran. 

Versicherte leistungen 

1. DM 20000,- tür den Falldauemder Beeinträchtigung der 
körperlichen oder geistigen Leistungsfähig­
keit (Invalidität) 

DM 4000,- tür den Todesfall und bis zu 
DM 1 000,- für Heilkosten. 



184 Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche im Rheinland - Nr. 9 vom 26. September 1990 

2. Für Studenten, Schüler an allgemeinbildenden Schulen und 
Kinder in Kindergärten, die ab 1. April 1971 der gesetzlichen 
Unfallversicherung unterliegen, gelten anstelle der vorge­
nannten Leistungen (zusätzlich zu den Leistungen der ge­
setzlichen Unfallversicherung): 
DM 20000,- tür den Fall dauernder Beeinträchtigung der 

körperlichen oder geistigen Leistungsfähig­
keit (Invalidität) 

DM 4000,- fürdenTodesfall. 

3. Bis zu DM 80,- tür Ersatz oder Reparatur von bei einem Un­
fall beschädigten Brillen. 

- S 4 -

Besondere Bedingungen und Vereinbarungen 
(BVB) 

Versicherter Personenkreis 

Die Versicherung erstreckt sich nach Maßgabe der dem Ver­
trag zugrundeliegenden Bedingungen auf Unfälle im kirchli­
chen Bereich. Versichert sind: 

1. Personen, die im Gebiet der Evangelischen Kirche im 
Rheinland Gemeindehäuser und sonstige Gebäude .oder 
Räume zur Teilnahme an Gottesdiensten, zur Verrichtung 
ihrer Andacht und zu sonstigen kirchlichen Veranstaltun­
gen oder zur Erledigung persönlicher Anliegen besuchen; 
Personen, welche die im Eigentum, im Besitz oder in Be­
nutzung und Verwaltung der Kirche stehenden und für 
kirchliche Zwecke verwendeten Grundstücke, auch Fried­
höfe, betreten, nicht jedoch, wenn diese Grundstücke aus 
rein privaten Zwecken ohne jeden kirchlichen Zusammen­
hang betreten werden; 

2. Kinder in Kindergärten, -heimen, -horten und Tagesstät­
ten sowie in Vorschulklassen ; 

3. Schüler und Studenten der. kirchlichen Schulen, Fach­
schulen, Fachhochschulen und Hochschulen. Einge­
schlossen sind die Tätigkeiten, die sich für die Schülermit­
verwaltung und aus der studentischen Selbstverwaltung 
sowie aus den durchzuführenden Silentien ergeben. Für 
Schüler- und Lotsendienste gilt das jedoch nur insoweit, 
als kein anderer Versicherungsschutz besteht; 

4. Kinder in Kinderverwahrungsmöglichkeiten während 
kirchlicher Veranstaltungen, Gottesdiensten etc.; 

5. Vorkatechumenen, Katechumenen, Konfirmanden und 
Teilnehmer der Christenlehre während des Unterrichts 
und den sonstigen Zusammenkünften; 

6. Teilnehmer an der Jugendarbeit, an Zusammenkünften, 
an Spielen und Sport - mit Ausnahme von organisiertem 
Verbandssport, es sei denn,innerhafb des versicherten 
Personenkreises -; 

7. Personen, die in Schüler-und Studentenwohnheimeni 

Akademien, Prediger- und sonstigen Seminaren, bei 
Lehrgängen in Erholungs-, Freizeit- und Altersheimen des 
Versicherungsnehmers und der mitversicherten Gliede­
rungen oder in den von diesen gepachteten oder gemiete­
ten Räumen, Gebäuden und auf Grundstücken unterge­
bracht sind; ausgenommen sind solche Personen, die sich 
als Pfleglinge und Patienten in Krankenhäusern, Spezial­
krankenhäusernfür Psychiatrie und Nervenkrankheiten 
befinden; 
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8. Teilnehmer an Veranstaltungen, Zusammenkünften, 
Lehrgängen, Seminaren usw. der Frauen- und Männerar­
beit, der evangelischen Akademien, der Erwachsenenbil­
dung, der Freizeit- und Erholungseinrichtungen usw.; 

9. Mitglieder und Chören und sonstigen kirchenmusikali­
schen Vereinen und Gruppen; 
Konzerte und Chöre sind auch dann mitversichert, wenn 
die Veranstaltungen zwar nicht im rein kirchlichen Interes­
se, aber mit Einwilligung der zuständigen Stellen bzw. 
Chorleiter durchgeführt werden. Bei kirchlichen Veranstal­
tungen, an denen auch nichtkirchliche Chöre beteiligt sind, 
gilt der Versicherungsschutz auch für gemeinsame Pro­
ben, Vorbereitungen und Veranstaltungen; 

10. haupt-, nebenberuflich, unentgeltlich, ehrenamtlich oder 
im Gestellungsvertrag beim Versicherungsnehmer oder 
seinen mitversicherten Gliederungen tätigen Personen 
(auch Sammler) für den Fall, daß der bei der Teilnahme an 
der kirchlichen Veranstaltung erlittene Unfall nicht als Ar­
beits- bzw. Dienstunfall nach der RVO oder den beamten­
rechtlichen Bestimmungen anerkannt wird; 

11. Personen, die an sonstigen, nicht aufgezählten von der 
Kirche oder der jeweiligen Gruppe durchgeführten Veran­
staltungen innerhalb und außerhalb der Evangelischen 
Kirche im Rheinland teilnehmen. 

12. KlarsteIlung 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht nur auf die 
der Kirche zugehörenden oder von ihr genutzten Gebäude 
und Grundstücke, sondern auch auf die zu ihnen führen­
den von der Kirche zu unterhaltenden Wege und Treppen. 

Ausschlüsse 

Nicht unter den versicherten Personenkreis fallen diejenigen 
Personen, die 
a) Infolge eines Unfalles Leistungen auf Grund eines Dienst-, 

Anstellungs- oder Arbeitsverhältnisses zur Evangelischen 
Kirche im Rheinland oder deren Gliederungen oder eine 
mitversicherte Organisation nach der Reichsversiche­
rungsordnung oder den beamtenrechtlichen und entspre­
chenden Unfallfürsorgebestimmungen zu erhalten haben; 

b) bereits gegen Unfallfolgen anderweitig durch die Evangeli­
sche Kirche im Rheinland oder deren Gliederungen oder ei­
ne mitversicherte Organisation versichert sind; 
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c) anderen rechtlich selbständigen Vereinen oder Gruppen 
angehören. Die Teilnahme an Veranstaltungen von recht­
lich selbständigen Verbänden und Einrichtungen der Er­
wachsenenbildung und derjenigen nachstehend aufgeführ­
ten Verbände und Einrichtungen, die der Jugendkammer 
der Evangelischen Kirche im Rheinland angeschlossen 
sind, ist jedoch versichert. Das sind: 
- der Christliche Verein Junger Menschen (CVJM-West­

bund) 
- die Evangelische Schülerarbeit im Rheinland (ESR) 
- der Verband christlicher Pfadfinderinnen und Pfadfinder 

(VCP) 
- der Jugendbund für Entschiedenes Christentum (EC) 

Wegerisiko 

1. Der Versicherungsschutz gilt auch für Unfälle, die auf dem 
direkten Wege von und zu den Stätten der Betätigung, Ver-
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anstaltung ete. eintreten, soweit es sich um Personen han­
delt, die unter den versicherten Personenkreis gemäß Ziffer 
2 -11 fallen; er beginnt mit dem Verlassen der Wohnung 
und endet mit Wiedereintreffen dort. 
Der Versicherungsschutz wird unterbrochen, wenn die nor­
male Dauer des Weges verlängert oder der Weg selbst 
durch rein private und eigenwirtschaftliche Maßnahmen, 
z. B. durch Einkauf, Besuch von Wirtschaften zu Privat­
zwecken, unterbrochen wird. 

2. Für nicht schulpflichtige Kinder besteht Versicherungs­
schutz auf den vorgenannten Wegen nur dann, wenn sie 
sich in Begle.itung von einer mindestens schulpflichtigen 
Person befinden. 
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Änderungen zu. den AUB 88 

(1) Zu§1 

Der Versicherer gewährt Unfall-Versicherungsschutz für die in 
den BVB des Teiles A genannten Personenkreise und Gefah­
renbereiche, wobei für Personen bis zum vollendeten 18. Le­
bensjahr die AUB 88 in Verbindung mit den Zusatzbedingun­
gen für die Kinder-Unfallversicherung mit Einschluß von Ver­
giftungen und für ältere Personen allein die AUB 88 gelten. 

(2) Zu § 2 

In Ergänzung des § 2 11 (3) Satz 1 und 2 der AUB 88 wird folgen­
de Bestimmung aufgenommen: 
"Für Personen, die Erste-Hi!fe-Leistungen vollbringen, gelten 
in Ergänzung des § 2.3 Satz 1 und 2 der AUB 88 als Unfälle 
auch solche bei dieser Ausübung entstandenen Infektionen, 
bei denen aus der Krankheitsgeschichte, dem Befund und! 
oder Natur der Erkrankung hervorgeht, daß die Krankheitserre­
ger durch irgendeine Beschädigung der Haut, wobei aber min­
destens die äußere Hautschicht durchtrennt sein muß, oder 
durch Einspritzen infektiöser Massen in Auge, Mund oder Nase 
in den Körper gelangt sind. Anhauchen, Anniesen oder Anhu­
sten erfüllen den Tatbestand des Einspritzens nicht; Anhusten 
nur dann, wenn durch einen Hustenstoß eines Diphteriekran­
ken infektiöse Massen in Auge, Mund oder Nase geschleudert 
werden." 
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(3) Zu § 7 

Als Abs. VII wird eingefügt: 

Heilkosten 
a) Für die Behebung der Unfallfolgen werden die innerhalb 

des ersten Jahres nach dem Unfall erwachsenden notwen­
digen Kosten des Heilverfahrens, für künstliche Glieder und 
anderweitig nach dem ärztlichen Ermessen erforderliche 
Anschaffung bis zu dem versicherten Betrag für jeden Ver­
sicherungsfall ersetzt. Als Kosten des Heilverfahrens gelten 
Arzthonorare, soweit sie nach einer amtlichen ,Gebühren­
ordnung begründet sind, Kosten für Arzneien und sonstige 
ärztlich verordnete Hilfsmittel, Verbandszeug, notwendige 
Krankentransporte, stationäre Behandlung und Verpfle­
gung sowie für Röntgenaufnahmen. 

b) Ausgeschlossen vom Ersatz sind die Kosten für Nahrungs­
und Genußmittel, für Bade- und Erholungsreisen sowie für 
Krankenpflege, soweit nicht die Zuziehung von beruflichem 
Pflegepersonal ärztlich angeordnet ist. 

c) Heilkosten werden nur insoweit ersetzt, als sie nicht von ei­
nem Sozial-, einem privaten Krankerv- oder Unfallversiche­
rer oder nach dem Bundessozialhilfegesetz zu tragen sind, 

im Wege der Beihilfe zu erstatten sind oder dafür kein Scha­
denersatz durch einen anderen Haftpflichtversicherer zu 
leisten ist 

(4) Zu§11 

Entgegen den Bestimmungen übernimmt der Versicherer 
sämtliche in § 11 lAUB 88 erwähnten Kosten ohne Beschrän­
kung, jedoch mit der Maßgabe, daß sie für den Versicherungs­
nehmer notwendig gewesen sind. 

(5) Anmerkung zu den Zusatz-Bedingungen für die Kinder-Un­
fall-Versicherung mit Einschluß von Vergiftungen: 

Diese Zusatzbedingungen gelten sinngemäß. 

(6) Anmerkungen zu den Zusatzbedingungen für die Gruppen­
Unfal!-Versicherung: 
Die §§ 1 und 2 sind nicht gültig. 
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Teil B 

Haftpflicht-Versicherung 

Versicherungs-Bedingungen 

Dem Vertrag liegen die folgenden Bedingungen zugrunde: 

Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft­
pflicht-Versicherung (AHB) mit den Besonderen Bedingungen 
für die Versicherung der Haftpflicht aus Gewässerschäden im 
Rahmen der Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung -
außer Anlagen - sowie Abwasseranlagen- und Einwirkungsri­
siko - in Verbindung mit den nachfolgenden Besonderen Ver­
einbarungen und Bedingungen (BVB), den Änderungen zu den 
AHB sowie den Bestimmungen des Teils E dieses Vertrages. 

Die geschriebenen Bedingungen gehen den gedruckten Be­
dingungen voran. 
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Versicherte Leistungen gemäß AHB 

I. Prüfung der Haftpflichtfrage dem Grunde und 
der Höhe nach 

11. Freihaltung von berechtigten Ansprüchen 
wegen Personenschäden bis zu DM 2000000,- je Ereig­
nis (ohne Begrenzung für die einzelne Person), 
wegeh Sachschäden bis zu DM 200000,- je Ereignis, 
wegen Vermögensschäden, die nicht durch Personen­
oder Sachschäden entstanden sind, bis zu DM 50000,- je 
Verstoß, 
wegen Abhandenkommen und Beschädigung von einge­
brachten Sachen bis zu DM 1000,- je haupt-, nebenberuf­
lich, unentgeltlich oder ehrenamtlich tätigen Mitarbeiter 
und Schadenereignis. Die Höchstersatzleistung für alle 
Schäden eines Versicherungsjahres beträgt DM 
100000,-. 

111. Abwehr unberechtigter Ansprüche 
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Besondere Vereinbarungen und Bedingungen 
(eVB) 

Generalklausel 

I. 
Versichertes Risiko 

1. Versicherungsschutz besteht für die gesetzliche Haftpflicht 

a) des Versicherungsnehmers, seiner angeschlossenen 
Gliederungen und Einrichtungen, Verbände, Werke, 
Schulen und Hochschulen jeder Art usw., einschließlich 
der wirtschaftlich unselbständigen Betriebe oder Stiftun­
gen jeder Art, die der kirchlichen Aufsicht unterstehen; 

b) anderer rechtlich selbständigen Vereine oder Gruppen 
(das sind selbständige Verbände und Einrichtungen der 
Erwachsenenbildung und derjenigen Verbände und Ein­
richtungen, die der Jugendkammer der Evangelischen 
Kirche im Rheinland angeschlossen sind): 
- der Christliche Verein Junger Menschen 

(CVJM-Westbund) 
- die Evangelische Schülerarbeit im Rheinland (ESR) 

- der Verband christlicher Pfadfinderinnen und 
Pfadfinder (VCP) 

- der Jugendbund für Entschiedenes Christentum (EC) 

c) aus der Durchführung von gemeinsamen Veranstaltungen 
verschiedener Rechtsträger auch mit anderen Konfessio­
nen und Gruppen, wenn Leitung und Organisation bei der 
versicherten Kirche einer der Gliederung oder der aus­
drücklich mitversicherten Einrichtung liegt. Liegt diese Ar­
beit in den Händen fremder Gruppen, so hat die teilnehmen­
de Einrichtung etc. subsidiären Versicherungsschutz. 

Erläuterungen 

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die gesetzliche 
Haftpflicht des unter 1. erwähnten Bereiches, insbesondere 
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a) als Eigentümer, Mieter, Pächter, Nutznießer von Grund­
stücken, Friedhöfen, Gebäuden, Baulichkeiten, Sälen 
oder Räumen, auch wenn sie teils oder ausschließlich 
an Dritte vermietet, zur Verfügung gestellt oder verpach­
tet werden; die Haftpflicht der Mieter oder Pächter ist in 
keinem Falle mitversichert, es sei denn, sie sind Mitver­
sicherte dieses Vertrages; 

b) aus den auf den mitversicherten Grundstückenbefindli­
chen Garagen und Fahrzeugabstellplätzen, wobei Be­
chädigung der untergestellten fremden Fahrzeuge nur 
dann mitversichert ist; wenn und soweit keine Fahrzeug­
Versicherung besteht; 

c) aus § 836, Abs. 2 BGB als früherer Besitzer, wenn die 
Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand; 

d} als Bauherr, Planer oder Unternehmer von Bauarbeiten 
(Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch- und 
Grabearbeiten ) auf den versicherten Grundstücken (sie­
he auch "Änderungen der AHB", Seite 18, (6) zu § 41, 
Ziffer 5. a); 

e) aus der Abhaltung von Gottesdiensten, Kindergottes­
diensten, sonstigen Wortverkündigungen, der Durch­
führung von Katechumenen-, Konfirmanden- und Chri­
stenlehreunterricht; 

f) aus der Ausübung von Gruppentätigkeit der den Kir­
chengemeinden und kirchlichen Einrichtungen ange~ 
schlossenen Gruppen; . 

g) aus der Betätigung bei Spiel und· nicht organisiertem 
Verbandssport, es sei denn, innerhalb der versicherten 
Organisationen; aus der Durchführung von Freizeiten, 
geselligen Zusammenkünften, Veranstaltungen und 
Wanderungen; 

h) aus dem Betrieb von Heimen, Horten, Tagesstätten, 
Freizeiteinrichtungen, Kindergärten, Vorschulklassen 
und dergleichen; ausgenommen sind Betrieb und Un­
terhaltung von Krankenhäusern und Fachkrankenhäu­
sern für Psychiatrie und Nervenkrankheiten; 

i) aus dem Betrieb der kirchlichen Schulen, Fachschulen 
und Hochschulen jeder Art. Eingeschlossen sind Tätig­
keiten, die sich für die Schülermitverwaltung oder aus 
der studentischen Selbstverwaltung sowie aus den 
durchzuführenden Silentien ergeben. Für Schüler- und 
Lotsendienste giltdas jedoch nur soweit, als kein ander­
weitiger Versicherungsschutz besteht; 
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j) aus der Beschäftigung und Zuweisung von Pflegerinnen 
im Rahmen der Alten- und Familienhilfe und Diakonie­
und Sozialstationen, 

k) aus dem Betrieb von Kranken-, Gemeindepflege-, Dia~ 
konie oder Sozialstationen und Beratungsstellen (nicht 
Krankenhäuser) ; 

I) aus Besitz, Betrieb und Benutzung medizinischer Appa­
rate; die Verabfolgung von Injektionen durch berechtigte 
Personen ist ebenfalls eingeschlossen; 

m} aus Wohlfahrtseinrichtungenfür Angehörige des Versi­
cherungsnehmers, die ausschließlich für den versicher­
ten Betrieb bestimmt sind (z. B. Werkskantinen, Bäder, 
Erholungsheime, Kindergärten und dergleichen); 

n) aus der Durchführung von Ausstellungen, von Laien­
spielen, Theateraufführungen, .Lichtbild- und Filmvor­
führungen und dergleichen, gleichgültig, ob eigene oder 
gemietete Apparate verwendet werden (siehe auch Än­
derungen zu den AHB, Seite 19, (7) zu § 41, Ziffer 6 a und 
Seite 19, (8) zu § 41, Ziffer 6 b); 

0) aus der gelegentlichen Benutzung fremder Gegenstän­
de, und zwar im gleichen Umfang wie bei der Benutzung 
eigener Sachen und unter der Voraussetzung, daß 
durch eine Versicherung des Eigenbesitzers Versiche­
rungsschutz auch zugunsten der unter diesem Vertrag 
Versicherten nicht besteht (siehe auch Änderungen zu 
denAHB, Seite 19, (7) zu §4 i, Ziffer6aund Seite 19, (8) 
zu § 41 Ziffer 6 b); 

p) aus dem Besitz und Gebrauch von Fahrzeugen und 
selbstfahrenden Arbeitsmaschinen aller Art (auchAkku­
Rollstühlen), die rucht unter die gesetzliche Zwangs­
Haftpflicht-Versicherung fallen; mitversichert sind auch 
Wasserfahrzeuge bis zU 10 t Wasserverdrängung; 

q) aus der Lagerung und Abgabe von Benzin und Treib­
steiffen für eigene Zwecks; 

r} au~ Besitz .und Verwendung von Starkstrom leitungen, 
Sammelheizungen, Berieselungsanlagen und Fahr­
stÜhlen; 

s) aus Halten und Hüten von Haustieren im Sinne des 
BGR 
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- S 14 -

t) Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versi­
cherungsnehmers aus Beschädigung, Vernichtung und 
Abhandenkommen von Sachen (einschließlich Fahrrä­
dern mit Zubehör und einschließlich Mopeds, aus­
schließlich sonstiger Kraftfahrzeuge) der Betriebsan­
gehörigen. 
Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Geld, Wert­
papiere, Sparbücher, Urkunden, Schmucksachen und 
Kostbarkeiten. 
Die Ersatzleistung beträgt je haupt-, nebenamtlich, un­
entgeltlich oder ehrenamtlich tätigen Mitarbeiter DM 
1000,-. 
Die Höchstersatzleistungen für alle Schäden eines Ver­
sicherungsjahres beträgt DM 100000,-. 
Im Rahmen derVersicherungssumme wird der unmittel­
bare Schaden ersetzt, und zwar bei Abhandenkommen 
und Vernichtung der Zeitwert, bei Beschädigung die Ko­
sten der Wiederinstandsetzung, höchstens aber der 
Zeitwert. 
Ist der Versicherungsnehmer für einen Schaden nicht 
haftpflichtig, wo wird gleichwohl Ersatz geleistet, wenn 
der Versicherungsnehmer die Ersatzleistung zur Ver­
meidung vOn unbilligen Härten befürwortet und der 
Schaden nicht durch eine Kasko-, Feuer-, Einbruch­
diebstahl- oder sonstige Versicherung gedeckt ist. Ein 
Verschulden des geschädigten Betriebsangehörigen 
wird berücksichtigt. 
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Mitversicherung der persönlichen gesetzlichen Haftpflicht 
gegen Dritte 

Versicherungsschutz im Rahmen des Vertrages besteht hin­
sichtlich der persönlichen gesetzliChen Haftpflicht für: 

1. alle gesetzlichen und satzungsmäßigen Vertreter oder sol­
che Personen, die leitend für die Versicherungsnehmer 
oder die versicherten Einrichtungen tätig sind oder zur Lei­
tung oder Beaufsichtigung der versicherten Einrichtungen 
und Betriebe oder eines Teiles davon angesteUt sind, in die­
ser Eigenschaft; dies gilt auch für Betriebsärzte, Sicher­
heitsfachkräfte und Betriebsbeauftragte (z. B. für Immis­
sionsschutz, Hygiene, Abfall, Gewässerschutz), soweit sie 
die in dieser Position erwähnten Voraussetzungen erfüllen; 

2. sämtliche übrigen Beschäftigten, ehrenamtlich, nebenamt­
lich, im Gestellungsvertrag und unentgeHlich tätige Perso­
nen sowie Zivildienstleistende, soweit nicht der Bund ein­
trittspflichtig ist, für Schäden, die sie in Ausübung ihrer 
dienstlichen Verrichtung verursachen; mitversichert ist in­
soweit auch die persönliche gesetzliche Haftpflicht solcher 
Betriebsärzte, Sicherheitsfachkräfte und Betriebsbeauf­
tragten (z. B. für immissionsschutz, Hygiene, Abfall, Ge­
wässerschutz, DatenSChutz), die nicht unter den Personen­
kreis gemäß Ziffer 1. fallen; ausgeschlossen sind Haft­
pflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich 
um Arbeitsunfälle im Bereich des Versicherungsnehmers 
gemäß der Reichsversicherungsordnung handelt. Einge­
schlossen ist jedoch die Haftpflicht wegen Personenschä­
den aus Arbeitsunfälilen von Kindern, Schülern, Lernenden 
und Studierenden. Den Arbeitsunfällen stehen Dienstunfäl­
le im Beamtenrecht gleich; 

3. die mit der Verwaltung, Reinigung, Beleuchtung und sonsti­
ger Betreuung beauftragten,Personen, die nicht gewerbs­
mäßig tätig sind - für Ansprüche, die gegen sie aus Anlaß 

dieser Arbeiten erhoben werden; ausgeschfossen sind 
Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei denen es 
sich um Arbeitsunfälle im Betrieb des Versicherungsneh­
mers gemäß der Reichsversicherungsordnung handeH; 

4. diejenigen Personen, die anstelle des Versicherungsneh­
mers das Nießbrauchrecht oder die Zwangs- oder Konkurs­
verwaltung ausüben, in dieser Eigenschaft; 
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5. alle an Veranstaltungen des Versicherungsnehm!3fs Teil­
nehmenden gegenüber Dritten, die nicht unter diesem Ver­
trag mitversichert sind (s. auch Änderungen zu den AHB 
S. 20 (10) § 4 11, Ziffer 2); 

6. die im Dienst der Evangelischen Kirche im Rheinland ste­
henden Geistlichen, Beamten und Angestellten (haupt-, eh­
ren- und nebenamtlich oder im Gestellungsvertrag Tätige) 
aus dem Abhandenkommen von General- und/oder Haupt­
schlüsseln zu fremden Schließanlagen im Zusammenhang 
mit einer dienstlichen Tätigkeit. Die Höchstersatzleistung je 
Schadenereignis beträgt DM 5000,-. Der Versicherungs­
nehmer trägt von jedem Schaden einen Selbstbehalt von 
10 %, mindestens DM 100,- (s. Besondere Bedingungen 
zur Versicherung von Haftpflichtansprüchen aus dem Ab­
handenkommen von fremden Schlüsseln). 

7. Zöglinge in Schulinternaten während der Dauer der Zuge­
hörigkeit. 
Der Versicherungsschutz beginnt mit der Abreise zum In­
ternat und endet mit der Ankunft zu Hause unter Einhaltung 
des üblichen Weges; er erstreckt sich in Abänderung der 
Bestimmungen des § 4, 11, Ziffer 2 in Verbindung mit § 7, Zif­
fer 1 der AHB auch auf die gegenseitigen Ansprüche zwi­
schen den versicherten Zöglingen und in Abänderung des 
§ 7, Ziffer 2. der AHB auf die Haftpflichtansprüche der Inter­
nate gegen die Zöglinge. 

8. Subsidär zur Betriebs-Haftpflichtversicherung des aufneh­
menden Betriebes gilt für die persönliche gesetzliche Haft­
pflicht der Schüler von Gymnasien, die von versicherten in­
stitutionen getragen werden, aus Schadenfällen, die diese 
bei der Ausübung ihres Praktikums verursachen, mitversi­
chert. Die Schüler erhalten also während der Zeit des Prak­
tikums den Versicherungsschutz, den sie bei Bestehen ei­
ner Betriebs-Haftpflichtversicherung des aufnehmenden 
Betriebes genießen würden. 
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Änderungen zu den AHB 

(1) Zu § 1 Ziffer 3: 

a) Vereinbarungsgemäß wird auch Versicherungsschutz für 
den Fall gewährt, daß der Versicherungsnehmer wegen ei­
nes in den versicherten Eigenschaften, Rechtsverhältnis­
sen oder Tätigkeiten - von ihm selbst oder einer anderen 
Person, für die er einzutreten hat - begangenen Verstoßes 
von einem anderen auf Grund gesetzlicher Haftpflicht-Be­
stimmungen privatrechtlichen Inhalts für einen Vermögens­
schaden verantwortlich gemacht wird. 

b) Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Per­
sonenschäden (Tötung, Verletzung des Körpers oder 
Schädigung der Gesundheit von Menschen) noch Sach­
schäden (Beschädigung, Verderben, Vernichtung von Sa­
chen) sind, noch sich aus solchen - von dem Versiche­
rungsnehmer oder einer Person, tür die er einzutreten hat, 
verursachten - Schäden herleiten. 
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c) die Vermögensschaden-Versicherung umfaßt die Folge al­
ler vom Beginn des Versicherungsschutzes an bis zum Ab­
lauf des Versicherungsvertrages vorkommenden Verstöße. 

d) Bei Vermögensschäden gilt als Zeitpunkt für den Eintritt des 
Schadenereignisses der Augenblick, in dem der Verstoß 
begangen wurde. Wird ein Schaden durch fahrlässige Un­
terlassung gestiftet, so gilt im Zweifel der Verstoß als an 
dem Tag begangen, an welchem die versäumte Handlung 
spätestens hätte vorgenommen werden müssen, um den 
Eintritt des Schadens abzuwenden. 

e) Von jedem Vermögensschaden hat der Versicherungsneh­
mer 10 %, höchstens DM 1 000,-, selbst zu tragen. 

(2) Zu § 2 

Entgegen den Bestimmungen der AHB gelten die vertraglichen 
Deckungssummen auch tür die Vorsorge-Versicherung. 

(3) Zu § 311 

Sofern keine andere Regelung im Vertrag vorgesehen ist, fal­
len Sachschäden bis zu 1 00 DM nicht unter die Ersatzpflicht 
des Versicherers. Bei übersteigen des Betrages entfällt die 
Selbstbeteiligung. 

(4) Zu § 41 Ziffer 1 

a) Abweichend von § 4 I Ziffer 1 AHB erstreckt sich der Versi­
cherungsschutz auch auf die Benutzung von Gebäuden, 
Räumen, einschließlich der dazugehörenden Einrichtun­
gen in Schulen, Turn- und Festhallen u. ä, die im Eigentum 
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von öffentlich-rechtlichen Körperschaften (z. B. Bund, Län­
dern, Gemeinden), von Betriebsgesellschaften, Vereinen 
und anderen privatrechtlichen Institutionen stehen für die 
von diesen verlangte vertragliche übernahme und Frei­
zeichnung von gesetzlichen Haftpflichtanspruchen. 
Soweit für den versicherten Bereich eine vertragliche Ver­
pflichtung zur Beleuchtung, Reinigung, zum Streuen, 
Schneefegen oder zur Wegeunterhaltung besteht, gilt auch 
diese Haftung als Illitversichert. 

b) Unter den Versicherungsschutz fällt auch die gegenüber 
Grundstückseigentümern übernommene vertragliche Haf­
tung aus der Anbringung und Unterhaltung von Gottes­
diensthinweisschildern. 

c) Im Rahmen des Vertrages bezieht sich der Versicherungs­
schutz auch auf die vertraglich übernommene Freistellung 
von gesetzlichen Haftpflichtanspruchen gemäß den von 
den Kirchengemeinden zu schließenden Schwestern-Ge­
stellungsverträgen. 

(5) Zu § 4 I Ziffer 3 

Abweichend von den Bestimmungen der AHB ist die gesetzli­
che Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Schadenereig­
nissen eingeschlossen. Der Versicherungsschutz bezieht sich 
jedoch nicht auf Schäden im unmittelbaren Zusammenhang 
mit Kriegshandlungen. Die Verpflichtungen des Versicherers 
gelten mit dem Zeitpunkt als erfüllt, an dem er den Gegenwert 
(laut Umrechnungstabelle) an eine Außenhandelsbank ab­
führt. 

(6) Zu § 4 I Ziffer 5 

a) Baumaßnahmen 
Abweichend von den Bestimmungen der AHB bezieht sich 
der Versicherungsschutz bei unter diesen Vertrag fallenden 

Bauarbeiten auch auf Haftpflichtansprüche, die darauf zu­
rückzuführen sind, daß durch Senkungen eines Grundstük­
kes (auch eines darauf errichteten Werkes oder eines Tei­
les eines solchen), Erschütterungen infolge Rammarbeiten 
oder Erdrutsthungen Sachschäden an einem Grundstück 
und/oder den darauf befindlichen Gebäuden oder Anlagen 
entstehen, soweit es sich hier nichtum das Baugrundstück 
selbst handelt. 

b) Ferner sind Schäden durch Unterfangungen und Unterfah­
rungen mitversichert; wenn sie nicht an den zu unterfan­
genden oder unterfahrenden Grundstücken etc. entstehen. 
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(7) Zu § 4 I ~iffer 6 a 

Abweichend von den Bestimmungen der AHB sind mitver­
sichert: 

a) bis zu einem Höchstbetrag von DM 200000,- je Schaden­
fall Schäden an gemieteten unbeweglichen Sachen (Die 
Gesamtleistung des Versicherers ist auf DM 400000,- im 
Versicherungsjahr begrenzt); 

b) bis zu einem Höchstbetrag von DM 5000,- je Schadenfall 
und einer Gesamthaftung des Versicherers in eimem Versi­
cherungsjahr von DM 50000,- Schäden an solchen be­
weglichen Sachen - mit Ausnahme von Fahrrädern, Mo­
peds, Motorrädem, Kraftfahrzeugen u. ä. -, die(iem versi­
cherten Bereich oder dessen Beauftragten zur Ausübung 
ihrer kirchlichen Aufgaben überlassen worden sind. Vor­
aussetzung für diesen erweiterten Versicherungsschutz ist, 
daß die mit diesen Sachenumgehenden Personen über de­
ren Gebrauch und ordnungsgemäße Bedienung eingehend 
unterwiesen worden sind. Es gilt eine Abzugsfranchise von 
DM 50,- pro Schadenfall vereinbart. 

.c) Abweichend von § 41 Ziffer 6 a AHB erstreckt sich der Versi­
cherungsschutz auch auf Haftpflichtansprüche aus Feuer-, 
Explosions- und Leitungswasserschäden an gemieteten 
oder zur Nutzung überlassenen Gebäuden, Räumlichkeiten 
und Inventarien, soweit eine gesetzliche oder vertragliche 
Haftung dafür besteht. Die Deckungssumme für dieses Ri­
siko beträgt DM 2 000 000,- und steht zweimal im Versiche­
rungsjahr zur Verfügung. 

(8) Zu § 4 I Ziffer 6 b 

a) Abweichend von den Bestimmungen der AHB ist einge­
schlossen die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden, die an 
fremden Sachen durch eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit des Versicherungsnehmers oder seiner Gliede­
rungen an oder mit diesen Sachen entstanden sind. 
Die Ausschlußbestimmungen des § 4 I Ziffer 6 letzter Satz 
AHB (Erfütlungsansprüche) und des § 4 11 Ziffer 5 AHB 
(Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder 
Sachen) bleiben bestehen. Die Höchstersatzleistung des 
Versicherers beträgt DM 1000,- je Ereignis. Von jedem 
Schaden hat der Versicherungsnehmer 10 %, mindestens 
DM 50,- selbst zu tragen. 
Mitversichert sind Senkungsschäden (im Rahmen der Dek­
kungssumme für Sachschäden), insbesondere auch an 
GrabsteIlen sowie den darauf errichteten Grabdenkmälern 
auf kirchlichen Friedhöfen. In Abweichung von § 41 Ziffer 6 b 
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AHB ist die gesetzliche Haftpflicht tür Schäden mitversi­
chert, die. bei Bestattungsarbeiten, öffnen und Schließen 
von Gräbern an denselben bzw. an anliegenden Gräbern 
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durch vom Friedhofsträger hiermit beauftragte Person ent­
stehen können. 
Mitversichert sind Schäden an Fahrzeugen aller Art und de­
ren Zubehör (ausgeschlossen Inhalt und Ladung) anläßlich 
ihrer Be- und Entladung. Von jedem Schaden trägt der Ver­
sicherungsnehmer jedoch 10 %, mindestens DM 50,-, 
höchstens DM 1 000,- selbst 

b) Mitversicheft sind Haftpflichtansprüche aus Feuer- und Ex­
plosions- sowie aus Leitungswasserschäden an fremden 
unbeweglichen Sachen, welche verursacht werden wäh­
rend der Tätigkeit in fremden Haushalten. Die Deckungs­
summe beträgt DM 2000000,-. Die Gesamtleistung des 
Versicherers ist auf das Doppelte der vereinbarten Dek­
kungssumme begrenzt. 

(9) Zu § 4 I Ziffer 7 

Abweichend von den Bestimmungen der AHB gelten die Ge­
fahren mitversichert, die mit dem Besitz und der Verwendung 
von Röntgenapparaten zu Untersuchungszwecken verbunden 
sind. Desgleichen besteht Versicherungsschutz für Besjtz und 
Verwendung von nicht genehmigungspflichtigen radioaktiven 
Strahlern in kirchlichen Schulen. 

Nicht versichert werden genetische Schäden. 

(10) Zu § 411 Ziffer 2 

Abweichend von den Bestimmungen der AHB gelten gesetzli­
che Ansprüche der Geistlichen, der haupt-, neben- und ehren­
amtlich im Gestellungsvertrag und unentgeltlich tätigen Perso­
nen sowie Ansprüche von deren Angehörigen gegen den Ver­
sicherungsnehmer als mitversichert mit der Maßgabe, daß der 
Anspruchstellende die zum Schaden führende Handlung oder 
Unterlassung weder verfassungs- noch satzungsgemäß zu 
vertreten hat. 
Ebenso sind die gesetzlichen Ansprüche zwischen den ver­
schiedenen in diesem Vertrag versicherten juristischen Perso­
nen (z. B. Kirchengemeinden, Kirchenkreise, Landeskirchen) 
mitversichert. 
Abweichend von § 4 11 2 AHB sind gesetzliche Haftpflichtan­
sprüche, ausgenommen auf Schmerzensgeld, mitversichert, 
die von Veranstaltungsteilnehmern wegen Personenschäden 
gegeneinander erhoben werden. Ausgeschlossen bleiben Ar­
beitsunfälle. 
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(11) Ergänzungen zu § 4 11 

Es wird eingefügt: 

Ausgeschlossen von der Versicherung sind ferner, und zwar 
auch im Hinblick auf neu hinzutretende Risiken, Haftpflichtan­
sprüche, die entstehen aus: 

a) Der Einrichtung und Unterhaltung von Krankenhäusern, 
von sonstigen selbständigen wirtschaftlichen Betrieben, die 
nach der Abgabenordnung keinem steuerbegünstigten 
Zweck dienen, von Einrichtungen, Betrieben und Vereinen, 
die selbständige Rechtspersonen sind (siehe aber Teil B, 
BVB 117 und 8); 

b) Tätigkeiten, die weder dem versicherten Objekt noch sonst 
dem versicherten Wagnis zuzurechnen sind; 

c) dem Besitz und Betrieb von Elektroschock- und Ultraschall­
geräten, Röntgengeräte zu Heilzwecken; 

d) Schäden, welche durch Explosion oder Brand solcher Stof­
fe entstehen, mit denen der Versicherungsnehmer oder die 
Mitversicherten nicht gemäß behördlicher Vorschrift umge­
gangen sind. Für den Versicherungsnehmer selbst besteht 

jedoch Versicherungsschutz, wenn der zum Schaden füh­
rende Verstoß von einem Beauftragten ohne Wissen oder 
gegen den Willen des Versicherungsnehmers begangen 
wurde; 

e) der überlassung von selbstfahrenden Arbeitsmaschinen 
und der Abgabe von Energie an betriebsfremde Personen 
und Einrichtungen; 

f) dem Gebrauch, Halten, Führen und Besitz von Luft- und 
Wasserfahrzeugen (außer Ruderbooten, Segelbooten bis 
15 m2 Segelfläche und Schlauchbooten mit Motor), Kraft­
fahrzeugen und Anhängern, soweit und solange sie dem 
gesetzlichen Haftpflichtversicherungszwang unterliegen; 

g) aus Vermägensschäden: 
1. die auf einen im Ausland eingetretenen Schaden oder 

eine im Ausland vorgekommene Tätigkeit oder Unter­
lassung zurückzuführen sind, ferner solche, die vor aus­
ländischen Gerichten geltend gemacht werden. Dies gilt 
auch im Falle eines inländischen Vollstreckungsurteils 
(§ 722ZPO); 

2. aus der überschreitung von Voranschlägen und Kredi­
ten, aus Kauf- und Lieferungsverträgen - insbesondere 
wegen Nichteinhaltung vereinbarter Lieferungsfristen -
sowie aus Garantiezusagen ; aus der entgeltlichen oder 
unentgeltlichen Vermittlung oder Empfehlung von Geld-, 
Grundstücks- und anderen wirtschaftlichen Geschäften; 
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3. die durch Fehlbeträge bei der Kassenführung, durch 
Verstöße beim Zahlungsakt sowie Veruntreuung des 
Personals des Versicherungsnehmers entstehen; 

4. die durch wissenschaftliches Abweichen von Gesetz, 
Vorschrift, Anweisung oder Bedingungen des Machtge­
bers (Berechtigten) oder durch sonstige wissenschaftli­
che Pflichtverletzung entstehen; 

5. durch Taxationen (wegen unrichtiger Taxen) usw.; 

6. welche darauf zurückzuführen sind, daß der Versiche­
rungsnehmer oder seine Angestellten Fehler überse­
hen, die in Rechnungen, Aufstellungen, Kostenanschlä­
gen oder Maßen in Zeichnungen enthalten sind, deren 
Prüfung dem Versicherungsnehmer übertragen war; 

7. wegen Abhandenkommens von Sachen, also auch we­
gen Abhandenkommens von Prothesen, Geld, Wertpa­
pieren und Wertsachen (s. aber BVB 12. t); 

8. von Krankenkassen, ärztlichen Verbänden, Sozialhilfe­
trägern und dgl. wegen überschreitung der tür Behand­
lungskosten und Rezepte festgesetzten sogenannten 
Regelbeträge. 
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Besondere Bedingungen zur Versicherung 
von Haftpflichtansprüchen aus dem Abhandenkommen 
von fremden Schlüsseln 

Eingeschlossen ist - in Ergänzung von § 1 Ziffer 3 AHB und ab­
weichend von § 4 Ziffer I 6 a AHB - die gesetzliche Haftpflicht 
aus dem Abhandenkommen von fremden Schlüsseln (auch 
General-Hauptschlüssel für die zentrale Schließanlage), die 
sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten befunden 
haben. 

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche 
Haftpflichtansprüche wegen der Kosten für die notwendige 
Auswechslung von Schlössern und Schließanlagen sowie für 
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vorübergehende Sicherungsmaßnahmen (Notschloß) und ei­
nem Objektschutz bis :zu 14 Tagen, gerechnet ab dem Zeit­
punkt, an welchem der Verlust des Schlüssels festgestellt 
wurde. 

Ausgeschlossen· bleiben Haftpflichtansprüche aus Folgen­
schäden eines Schlüsselverlustes (:z. B. wegen Einbruch). 

Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von Tre­
sor- und MöbelschlOssein sowie sonstigen Schlüsseln :zu be­
weglichen Sachen. 
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Teil C 

Haftpflichtversicherung für Schäden 
an fremden Gewässern . 

1. Deckungsumfang 

Die Einheitsdeckungssumme beträgt je Schadenereignis 
DM 1000000,-, gleichgültig, ob es sich um Personen-, 
Sach- oder Vermögensschäden handelt. 
Abweichend von § 3 11 Ziffer 2 der AHB beträgt die Gesamt­
leistung des Versicherers für alle Schadenereignisse des 
ein:zelnen Versicherungsjahres das Dreifache der Einheits­
deckungssumme. • 

2. Verstcherungsumfang 

Die Versicherung umfaßt im Rahmen der AHB die gesetzli­
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers oder der mitver­
sicherten Einrichtungen als Inhaber oder Betreiber von An­
lagen :zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen und 
aus der Verwendung dieser gelagerten Stoffe für mittelbar 
oder unmittelbare Folgen von Veränderungen an der physi­
kalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit 
eines Gewässers, auch Grundwassers (Gewässerschä­
den). 
Mitversichert ist auch die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
der unter 11. im Teil B des Vertrages, Positionen 1-3, aufge­
führten Personen. 

3. Versicherungsobjekte 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf alle vorhande­
nen Risiken der gemäß diesem Vertrag versicherten Ein­
richtungen. Der Umfang der :zu versichernden Risiken ist 
bei Vertragsabschluß festgelegt -:z. Zt. bis:zu 23,5 Mio. Liter 
Gesamttassungsvermögen - und wird nach :zeitlicher Ab­
stimmung :zwischen den Vertragspartnern neu ermittelt. 

4. Besondere Bedingungen 

1. Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs­
nehmer im Versicherungsfall :zur Abwendung oder Min­
derung des Schadens für geboten halten durfte (Ret­
tungskosten), sowie außergerichtliche Gutachterkosten 
werden vom Versicherer insoweit übemommen, als sie 
:zusammen mit der Entschädigungsleistung die Einheits­
deckungssumme nicht übersteigen. Für Gerichts- und 
Anwaltskosten bleibt es bei der Regelung der Allgemei­
nen Versicherungs-Bedingungen für die Haftpflichtver­
sicherung. 
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2. Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs­
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch inso­
weit :zu ersetzen, als sie :zusammen mit der Entschädi-

gung die Einheitsdeckungssumme übersteigen. Eine 
Billigung des Versicherers von Maßnahmen des Versi­
cherungsnehmers oder Dritter :zur Abwendung oder 
Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung des Ver­
sicherers. 

3. Ausgeschlossen sind HaftpflichtansprOche gegen die 
Personen (Versicherungsnehmer· oder jede mitversi­
cherte Person), die den Schaden durch vorsätzliches 
Abweichen von. den, dem Gewässerschutz dienenden 
Geset:zen, Verordnungen, an den Versicherungsneh­
mer gerichteten. behördlichen Anordnungen oder Verfü­
gungen herbeigeführt haben. 

4. Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereig­
nissen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, in­
neren Unruhen, Generalstreiks (in der Bundesrepublik 
oder in einem Bundesland) oder unmittelbar auf Verfü­
gung oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. Das 
gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit 
sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

5. Eingeschlossen sind abweichend von § 1 AHB - auch 
ohne daß ein Gewässerschaden droht oder eintritt -
Schäden an unbeweglichen Sachen des Versicherungs­
nehmers oder der mitversicherten Einrichtungen, die da­
durch verursacht werden, daß die gewässerschädlichen 
Stoffe bestimmungswidrig aus den versicherten Anla­
gen ausgetreten sind. Dies gilt abweichend von § 4 I Zif­
fer 5 AHB auch bei allmählichem Eindringen der Stoffe in 
die Sachen. Der Versicherer ersetzt die Aufwendungen 
:zur Wiederherstellung des Zustandes, wie er vor Eintritt 
des Schadens bestanden hat. Eintretende Wertverbes­
serungen sind ab:zu:ziehen. 
Ausgeschlossen bleiben Schäden an den versicherten 
Tankanlagen selbst. Von jedem Schaden hat der Versi­
cherungsnehmer DM 500,- selbst :zu tragen. 

- S 26 -
Teil D 

Umweltschäden 

Für Schäden durch Verunreinigung oder sonstige nachteilige 
Veränderung des Bodens, der Luft oder des Wassers - jedoch 
nicht von Gewässern im Sinne des WHG - sowie durch Geräu­
sche (Umweltschäden) gilt :zusätzlich :zu den sonstigen Ver­
tragsbestimmungen folgendes: 

Eingeschlossen sind: 
a) abweichend von § 4 I Ziffer 5 AHB gesetzliche Haftpflichtan­

sprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch all­
mähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, Dämpfen 
oder Feuchtigkeit, von Niederschlägen (Rauch, Ruß, Staub 
und dgl.), ferner durch Abwässer; 

b) die gesetzlichen Haftpflichtansprüche wegen Vermögens­
schäden, die weder durch Personen- noch durch Sach­
schäden entstanden sind (vgl. § 1 Ziffer 3 AHB); 

soweit es sich um Ansprüche wegen solcher Schäden handelt, 
die die Folgen eines vom ordnungsgemäßen störungsfreien 
Betriebsgeschehen abweichenden, nicht allmählich eintreten­
den Ereignisses innerhalb der Betriebsgrundstücke des Versi­
cherungsnehmers.sind. 

Mitversichert sind in gleichem Umfang und unter der gleichen 
Voraussetzung wie vorstehend: 
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a) Ansprüche aus § 14 Bundesimmissionsschutzgesetz 
und 

b) Ansprüche aus § 906 BGB. 

Eine Berufung auf § 4 I1 Ziffer 1 AHB setzt eine Rechtswidrigkeit 
nicht voraus. 

Umweltschäden im Sinne dieser Deckungserweiterung sind 
nicht: 

Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer gelieferte Er­
zeugnisse. durch Arbeiten oder sonstige Leistungen nach Aus­
führung der Leistung oder nach Abschluß der Arbeiten entste­
hen (Produkt-Haftpflicht). 
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Ausgeschlossen sind im Rahmen des vorstehenden Versiche­
rungsschutzes : 
a) Ansprüche gegen Personen (Versicherungsnehmer oder 

jeden Versicherten), die den Schaden durch vorsätzliches 
Abweichen von Gesetzen oder an den Versicherungsneh­
mer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügun­
gen herbeiführen; 

b) Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer 
. oder jeden Mitversicherten), die den Schaden dadurch ver­

ursachen, daß sie es bewußt unterlassen, die vom Herstel­
ler schriftlich gegebenen Richtlinien oder Hinweise rur re­
gelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu be­
folgen, oder notwendige Reparaturen bewußt nicht ausfüh­
ren können; 

c) Anspruche wegen Schäden aus Besitz oder Betrieb von 
Mülldeponien, Kompostierungs- oder sonstigen Abfallbe­
seitigungsanlagen (bei Besitz und Unterhaltung von Fried­
höfen mitversichert), soweit es sich nicht um eine kurzfristi­
ge Zwischenlagerung eigener Abfälle oder um Anlagen zur 
Beseitigung eigener Abfälle auf dem Betriebsgelände han­
delt; 

d) Anspruche wegen Bergschäden im Sinne der §§ 148 ff All­
gemeines Berggesetz oder entsprechender anderer lan­
desrechtlicher Bestimmungen sowie wegen Schäden durch 
schlagende Wetter, Kohlensäureeinbrüche und Kohlen­
staubexplosionen; 

e) Anspruche aus Veränderung der Grundwasserverhält­
nisse. 
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Teil E 

Allgemeine Bestimmungen 

1. Vertragswährung 

Vertragswährung ist auch dann die Deutsche Mark der 
Deutschen Bundesbank, wenn der Versicherungsnehmer 
oder die Versicherten verpflichtet sind oder gewesen sind 
(z. B. bei Heilkosten im Ausland), in fremder Währung zu 
zahlen. 

2. Beitrag 

Für alle durch diesen Vertrag versicherten Wagnisse wird 
der Beitrag nach Berechnungseinheiten erhoben. Der 
Prämiensatz beträgt 1991 25,74 0/00 von den Berech­
nungseinheiten netto zuzüglich von z. Zt. 7 % Versiche­
rungssteuer. 

Die Berechnungseinheiten setzen sich zusammen aus: 

a) der statistisch jeweils per 31. Dezember eines jeden 
Jahres festgestellten Anzahl aller Gemeindemitglieder 
der Evangelischen Kirche im Rheinland, i:tbgerundet 
auf volle 10000; 

b) dem Gesamtinhalt in Utern der unter Teil C versicher­
ten Tankanlagen, z. Zt. 23,5 Mio. 

c) Der Mindestbeitrag wird nach 27,5 Mio. Berechnungs-
einheiten erhoben. 

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die für die Bei­
tragsberechnung eines jeden Versicherungsjahres not­
wendigen Angaben unverzüglich nach dessen Ablauf zu 
machen. Die entsprechenden Nachbeiträge sind sofort 
nach Rechnungserteilung durch den Versicherer fällig. Et­
waige Gutschriften werden unverzüglich vorgenommen. 

3. Dokumentierungen 

1. Sollten vereinbarungsgemäß Änderungen des Ver­
tragsumfanges (z. B. hjnsichtlich der Leistung, des Gel­
tungsbereiches oder des Beitrages) vorgenommen 
werden, so geschieht die Dokumentierung durch Neu­
ausfertigung derVertragsseite, auf der die betreffende 
Änderung vorzunehmen ist. 

2. Bei bloßen Abrechnungen werden arabisch numerierte 
Nachträge ausgefertigt. 
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4. Versehensklausel 

Versehen des Versicherungsnehmers bei der Erfüllung 
seiner Anzeige- und Aufklärungspflicht beeinträchtigen 
die Leistungspflicht des Versicherers nicht, wenn die Be­
richtigung unverzüglich nach Feststellung erfolgt. 

5. Vertragsdauer 

Der Vertrag ist für die Zeit vom 1. Januar 1991, 0.00 Uhr, 
bis 31. Dezember 1992, 24.00 Uhr 
mit der Maßgabe geschlossen, daß er sich stillschweigend 
von Jahr zu Jahr verlängert, wenn er nicht spätestens drei 
Monate vor Ablauf gekündigt wird. Alle bisher unter den 
Versicherungsschein-Nummern der bis zum 1. Januar 
1991 gültigen Vereinbarung werden gegenstandslos. 

6. Kündigung 

Die seitens des Versicherers im Falle einer Vertragskündi­
gung gemäß § 4 AUB 88, § 9 AHB einzuhaltende Frist be­
trägt sechs Monate. 
Im Falle einer Kündigung - gleich aus welchem Grund -
gilt der gesamte Vertrag als gekündigt. 

7. Verjährung der Ansprüche 

Abweichend von § 12 Abs. 1 Satz 1 WG verjähren die An­
spruche aus diesem Vertrag erst nach drei Jahren. 

8. Anrechnung der Leistungen aus 
Unfallversicherungen 

Die Vertragspartner sind sich darüber einig, daß Leistun­
gen zur Unfallversicherung auf eventuelle Haftpflichtan­
sprüche angerechnet werden. DeSgleichen besteht Ein­
stimmigkeit darüber, daß dieser Vertrag nur subsidiäre 
Deckung vorsieht, das heißt, daß der Versicherer nur dann 
und insoweit eintritt, als nicht ein anderer Versicherer zur 
Ersatzleistung verpflichtet ist oder herangezogen werden 
kann. Das bezieht sich jedOCh nicht auf Leistungen einer 
persönlichen Unfallversicherung der unter diesem Vertrag 
mitversicherten Personen. Die Subsidiarität gilt nicht für 
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Haftpflichtschäden durch Jugendgruppen bis zu einem 
Betrag von DM 50r je Schadenfall. 
Diese Bestimmung gilt nicht für den Versicherungsschutz 
nach Teil C dieses Vertrages. 

9. Gewinnbeteiligung 

In 3 - 5jährigen Abschnitten, deren erster am 1. Januar 
1972 begann, wird über den Gewinn des Vertrages abge­
rechnet. Dabei wird der Gewinn folgendermaßen ermittelt: 
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Von der Prämie (ausschließlich Versicherungssteuer) 
werden zunächst die Zahlungen, Reserven und Regulie­
rungskosten für Schäden und sodann 35 % Kosten abge­
zogen. Von dem danach verbleibenden Oberschuß erhält 
der Versicherungsnehmer in den ersten drei Jahren je­
weils 25 %, in den drei folgenden Jahren jeweils 30% und 
danach jeweils 35 % je Versicherungsjahr. Gewinne aus 
der Abwicklung von Reserven werden als Prämieneinnah­
me verbucht. Verluste werden bis zur endgültigen Tilgung 
mit den Prämieneinnahmenfolgender Versicherungsjahre 
verrechnet. 

10. Bevollmächtigung der ECCLESIA 

Oie ECCLESIA Versicherungsdienst GmbH ist berechtigt, 
sämtliche Erklärungen und Zahlungen des Versiche­
rungsnehmers rechtsverbindlich für den Versicherer ent­
gegenzunehmen mit der verpflichtung zur unverzüglichen 
Weiterleitung an den Versicherer. 
Oie Schadenmeldepflicht gilt als erfüllt, wenn der Schaden 
der ECCLESIA gemeldet worden ist. 

Aachen, den.? August 1990 

Düsseldorf, den 30. August 1990 

Detmold, den 19. August 1990 

Der Versicherer 
Unterschrift 

Der Versicherungsnehmer 
Unterschrift 

Oie ECCLESIA 
Unterschrift 

Notargebühren 

Nr 22942 Az. 14-5-15 Düsseldorf, 16. August 1990 

Nachstehend geben wir die Neufassung von § 144 der 
Kostenordnung betreffend Ermäßigung der Notargebühren be­
kannt: 

,,§ 144 
Gebührenermäßigung 

(1) Erhebt ein Notar,'dem die Gebühren für seine Tätigkeit 
selbst zufließen, die inden §§ 36 bis 59, 71, 133, 145 und 148 
bestimmten Gebühren von 
1. dem Bund, einem Land sowie einer nach dem Haushalts­

plan des Bundes oder eines Landes für Rechung des Bun­
des oder eines Landes verwalteten öffentlichen Körper­
schaft oder Anstalt, 

2. einer Gemeinde, einem Gemeindeverband, einer sonstigen 
Gebietskörperschaft oder einem Zusammenschluß von 
Gebietskörperschaften, einem Regionalverband, einem 
Zweckverband, 

3. einer Kirche, sonstigen Religions- oder Weltanschauungs­
gemeinschaft, jeweils soweit sie die Rechtsstellung einer 
juristischen Person des öffentlichen Rechts hat, 

und betrifft die Angelegenheit nicht deren wirtschaftliche Unter­
nehmen so ermäßigen sich die Gebühren bei einem Ge­
schäftswert von mehr als 50000 Deutsche Mark bis zu einem 

von 
(Deutsche Mark) 

200000 
500000 

2000000 
über 

2000000 

Geschäftswert 

um 
(v. H.) 

30 
40 
50 

60 

Eine ermäßigte Gebühr darf jedoch die bei einem niedrigeren 
Geschäftswert nach ·Satz 1 tu erhebende Gebühr nicht unter­
schreiten. Wenn die Tätigkeit mit dem Erwerb eines Grund­
stücks oder grundstücksgleichen Rechts zusammenhängt, er­
mäßigen sich die Gebühren nur, wenn dargelegt wird, daß eine 
auch nur teilweise Weiterveräußerung an einen nichtbegün­
stigten Dritten nicht beabsichtigt ist. Ändert sich diese Absicht 
innerhalb von drei Jahren nach Beurkundung der Auflassung, 
entfällt eine bereits gewährte Ermäßigung. Der Begünstigte ist 
verpflichtet, den Notar zu unterrichten. 

(2) Oie Gebührenermäßigung istauch einer Körperschaft, Ver­
einigung oder Stiftung zu gewähren, die ausschließlich und un­
mittelbar mildtätige oder kirchliche Zwecke im Sinne der Abga­
benordnung verfolgt, wenn diese Voraussetzung durch einen 
Freistellungs- oder Körperschaftssteuerbescheid oder durch 
eine vorläufige Bescheinigung des Finanzamts nachgewiesen 
und dargelegt wird, daß die Angelegenheit nicht einen steuer­
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb betrifft. 

(3) Oie Ermäßigung erstreckt sich auf andere Beteiligte, die mit 
dem Begünstigten als Gesamtschuldner haften, nur insoweit, 
als sie von dem Begünstigten auf Grund gesetzlicher Vorschrift 
Erstattung verlangen können." 

Oie Neufassung ist am 1. Juli 1989 in Kraft getreten. 

Das Landeskirchenamt 

KSA-Fortbildung 
tür Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie 

Nr. 22824 Az. 13-2-4-4 Düsseldorf, 20. August 1990 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die ihre Aufbauausbildung 
abgeschlossen haben, ca. 10 Jahre im kirchlichen Beruf 
stehen und die Chance einer weiteren Qualifizierung suchen, 
bieten wir nachstehende Fortbildung. an: 

1. 60-Tage-Kursus in Dinslaken 

6 Blockwochen und 15 x 2 Tage 
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Termine: 

Kurstage: 

Praxisfeld : 

Zielgruppe: 

Supervisor: 
Arbeitszeit: 

Kosten: 

7.1. - 18.1.1991 (2x5Tage) 
21.1. - 21.3.1991 (9x2 Tage) 
15.4. - 19.4.1991 (1 x5 Tage) 
22.4. - 13.6.1991 (5x2 Tage 

und 3x1 Tag) 
18.6. - 5.7.1991 (1 x4 Tage 

und 2x5 Tage) 

Montag bis Freitag bzw. Montag und 
. Donnerstag, ausgenommen Feiertage 

Evangelisches Krankenhaus Dinslaken 

Eingeladen sind Pfarrerinnen, 
Pastorinnen und Mitarbeiterinnen in 
Seelsorge, die in Beziehung zuihrem 
Lebensraum und Arbeitsfeld bleiben und 
dies mit Praxis und Lernen im Kursus 
kombinieren möchten. Wegen der 
täglichen Anreise sind besonders 
Teilnehmerinnen aus der Region 
Niederrhein angesprochen. 

HartmutFlasche-Alke, Pfarrer 

9.00-17.00 Uhr 

1200,-DM 

Teilnehmerzahl : 6 

Anmeldung: bis zum 15. Oktober 1990 an: 
Hartmut Flasche-Alke, 
Ev. Krankenhauspfarrer 
Flurstraße 41 , 4220 Dinslaken, 
Tel.(02134)55806, 
dienst!. (021 34) 6041 

2. 6-Wochen-Kurse in Waldbröl 

a) Termin: Kursus I: 3.6. - 12. 7.1991 
b) Termin: Kursus 11: 9.9. - 19.10.1991 

Kurs­
beschreibung: 

Supervisor: 

Die beiden 6-Wochen-Kurse sind für 
PfarrerInnen, kirchliche Mitarbeiter­
Innen (ökumenisch) und für Ange-
hörige helfender Berufe gedacht. Die 
Praxisfelder sind das Kreiskranken­
haus Waldbröl, die Kirchengemeinden 
(katholisch und evangelisch) und die 
Beratungsstelle. 

Horst Osterrnann, Pfarrer 
KSA-Supervisor und Eheberater 

Mitarbeiterin : Gisela Hundhausen, 
Krankenhausseelsorgerin 

Mitarbeiter: Prof. A. J. M. Vossen, Psychotherapeut 
und Mitarbeiterinnen 
der Beratungsstelle 

Kosten: 1400,-DM 
(einseh!. Unterkunft und Verpflegung) 

Teilnehmerzahl: 10 

Anmeldefrist: 1. Mai 1991 

Anmeldung an: Zentrum für Klinische 
Seelsorgeausbildung, 
Albert-Schweitzer-Weg 1, 5220Waldbröl, 
Beratungsstelle für Erziehungs-, Ehe-, 
Familien- und Lebensfragen 
Tel. (02291)4068 

Die Kurse in Waldbröl werden anerkannt nach § 34 
des Ausbildungsförderungsgesetzes. 

3. 6-Wochen-Kursus in Kaiserswerth 

Termin: 30.9. - 8.11.1991 

Kurs- Zu diesem Kurs sind Pfarrerinnen, 
beschreibung: Pastorinnen, Theologiestudenteninnen, 

Mitarbeiterinnen in Gemeinde und 
Krankenhäuser, Schwestern und An­
gehörige anderer helfender Berufe ein­
geladen (ökumenisch). Die Praxisfelder 
werden im Krankenhaus und im Alten­
bereich in Kaiserswerth sein. 

Supervisoren: P. Helmut Weiß 
P. Klaus Höller 

Kosten: 1300,-DM 

Teilnehmerzahl: 10 
Anmeldung an: Pfarrer Helmut Weiß, 

Klinische Seelsorgeausbildung 
Kaiserswerth, Alte Landstraße 179, 
4000 Düsseldorf 31 , Tel. (02 11 ) 40 96 58 

Allgemeine Hinweise 

Aus der Rheinischen Landeskirche können bis zu 10 Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter für die Fortbildung zu den obigen Be­
dingungen, unter Vorbehalt der Aufnahmeentscheidung der 
durchführenden Einrichtung zugelassen werden. 

Die Landeskirche übernimmt 2/3 der Kursgebühren. Verpfle­
gung und Reisekosten müssen selbst getragen werden. 

Anmeldungen sind auf dem Dienstweg an das Landeskir­
chenamt per Adresse: Beauftragte für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, Pfarrerin E. Göbeler, Rochusstraße 44,4000 Düs­
seldorf 30, zu richten. 

Nähere Informationen auf Anfrage durch die Beauftragte. 

Das Landeskirchenamt 

Verlust eines Dienstsiegels 

Nr. 23462 Az. 11-5-5 Ublar Düsseldorf, 3. September 1990 

Ein Normalsiegel der Evangelischen Kirchengemeinde Liblar 
ist abhanden gekommen. Das Siegel trägt die Umschrift 
"Evangelische Kirchengemeinde Ublar +" und zeigt als Sie­
gelbild innen ein Kreuz, A. u. 0., und 1949 als Gründungsjahr 
der Gemeinde. 

Hiermit wird der vorbeschriebene Siegelstempel außer Gel­
tung gesetzt. Hinweise, die zur Auffindung des Siegelstempels 
führen können, sowie Anhaltspunkte tür eine unbefugte Benut­
zung, bitten wir, dem Presbyterium der Evangelischen Kir­
chengemeinde Ublar, Schlunkweg 52 in 5042 Erftstadt, mit­
zuteilen. 

Das Landeskirchenamt 

Namensänderung einer Kirchengemeinde 

Nr. 28606 IV Az. 41 Remagen 1 Düsseldorf, 24. Juli 1990 

Die Evangelische Kirchengemeinde Remagen, Kirchenkreis 
Koblenz, führt nun den Namen "Evangelische Kirchengemein­
de Remagen-Sinzig" (Gemeindeverzeichnis S. 333). 

Das Landeskirchenamt 
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. Personal- und sonstige Nachrichten 

Ordiniert: 

Pastorin im Hilfsdienst Bettina Don at h - Kr e ß am 19. August 
1990 in der Kirchengemeinde Herzogenrath. 

Pastor im Hilfsdienst An d re a s Ge u e r am 26. August 1990 
in der Kirchenge.meinde Lobberich. 

Pastor im Hilfsdienst Hubertus Ha h man n am 11. August 
1990 in der Kirchengemeinde GÜchenbach. 

Pastor im Hilfsdienst Ulrich Hart h am 12. August 1990 in der 
Kirchengemeinde Bensberg. 

Pastor im Hilfsdienst Oie Hergarten am 26. August 1990 in 
der Kirchengemeinde Ruppichteroth. 

Pastorin im Hilfsdienst Bettina Höhmann am 19. August 
1990 in der Kirchengemeinde Vohwinkel. 

Pastor im Hilfsdienst Joachim Lau t e r j u n g am 8. Juli 1990 in 
der Lukaskirchengemeinde Bonn. 

Pastor im Hilfsdienst Mathias Sc h I ä ger am 19. August 1990 
in der Kirchengemeinde Gangelt. 

Pastorin im Hilfsdienst Julia S t r eck er am 22. Juli 1990 in der 
Kirchengemeinde Kötn';'K1ettenberg. 

Pastor im Hilfsdienst Hefmut Wal t e r am 5. August 1990 in der 
Kirchengemeinde Essen-Hoisterhausen. 

Entlassen aus dem Hilfsdienst: 

Pastorin Claudia Filker auf eigenen Antrag zum 15. August 
1990. 

Berufen/Pfarrstellen : 

Pastor im Sonderdienst Jürgen Artmann zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Mettmann, Kirchenkreis Düsseldorf-Mett­
mann (6. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 177. 

Pfarrer Risto M a rt tun e n bisher beim Stadtkirchenverband 
Köln zum Pfarrer der Kirchengemeinde Am Kolk, Kirchenkreis 
Elberfeld (2. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 242. 

Pastor im Sonderdienst Gerald Kir c h be r ger zum Pfarrer 
der Kreuzkirchengemeinde Wuppertal-Elberfeld, Kkchenkreis 
Elberfeld (2. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 243. 

Pastor im Sonderdienst Hans-Walter Go I1 zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Koblenz-Karthause. Kirchenkreis Koblenz 
(3. Pfarrstelle). Gemeindeverzeichnis S. 329. 

Pastor im Sonderdienst .. Ronald W e er s zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Remscheid-Hasten, Kirchenkreis Lennep 
(1. Pfarrstelle~. Gemeindeverzeichnis S. 407. 

Pfarrer Horst B red e ob eck bisher in der Johanniskirch~nge­
meinde Mülheim a. d, Ruhr, zum Pfarrer des Kirchenkreises An 
der Ruhr (5. Pfarrstelle). Erstmalige Besetzung der neuerrich­
teten 5. Pfarrstelle (Pfarrstelle für Krankenhausseelsorge). 
Gemeindeverzeichnis S. 479/483. 

Pastor im Sonderdienst Norbert D e u t s c h zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Neuerkireh, Kirchenkreis Simmern-Trar­
bach. Gemeindeverzeichnis S. 527. 

Gemeindemissionar Pastor Martin Sc h n eid e r ist vom 1. No­
vember 1990 an mit der Verwaltung der 3. Pfarrstelle der 
Luther-Kirchengemeinde Solingen, Kirchenkreis Solingen, be­
auftragtworden. Gemeindeverzeichnis S. 540/541. 

Berufen/Beamtenstellen: 

Kirchenverwaltungs-Inspektor Martin Dorgarthen vom 
Gemeindeverband Krefeld zum Kirchenverwaltungs-Oberin­
spektor. 

Pastorin im Hilfsdienst Ulrike Ge b h a rd t in das Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Son­
derdienst und Einweisung in die beim Kirchenkreis Köln-Mitte 
eingerichtete Sonderdienststelle. 

Lehrer im Angestelltenverhältnis Volker Grabhorn vom 
Bodelschwingh-Gymnasium in Herchen unter Ernennung zum 
Studienrat tür die Sekundarstufe 11 z. A. i. K. in ein Kirchen­
beamtenverhältnis auf Probe. 

Studienrätin i. K. Heike Hain vom Martin-Butzer-Gymnasium 
in Dierdorf zur Oberstudienrätin i. K. 

Kirchenverwaltungs-Sekretärin Bärbel He i n r ich vom Ge­
meindeverband Krefeld zur Kirchenverwaltungs-Inspektorin. 

Kirchengemeinde-Inspektor Dirk Hin t e rt h ü r vom Schul­
zentrum Hilden zum Kirchengemeinde-Oberinspektor. Ge­
meindeverzeichnis S. 47. 

Kirchengemeinde-Hauptsekretär Wilfried M Ö 11 e r von der Kir­
chengemeinde Velbert-Dalbecksbaum, Kirchenkreis Nieder­
berg, zum Kirchengemeinde-Amtsinspektor. 

Pastorin im Hilfsdienst Manuela Q u e s t er in das Kirchenbe­
amtenverhältnis auf Zeit unter Ernennung zur Pastorin im Son­
derdienst und Einweisung in die bei der Friedenskirchenge­
meinde Bonn, Kirchenkreis Bonn, eingerichtete Sonderdienst­
stelle. 

Landeskirchenrätin Doris R ö s gen von der Schulabteilung 
des Landeskirchenamtes zur juristischen Landeskirchenrätin 
des Landeskirchenamtes. Gemeindeverzeichnis S. 6 und 5. 

Studienrat i. K. Gerhard Schneider vom Martin-Butzer­
Gymnasium in Dierdorf zum Oberstudienrat i. K. 

Kirchenoberrechtsrätin Susanna S t a p elf eid t zur juristi­
schen Landeskirchenrätin der Schulabteilung des Landeskir­
chenamtes. Gemeindeverzeichnis S. 6. 

Lehrer im Angestelltenverhältnis Hans-Erich S t r u c k vom 
Bodelschwingh-Gymnasium in Herehen unter Ernennung zum 
Studienrat für die Sekundarstufe 11 z. A. i. K. in ein Kirchen­
beamtenverhältnis auf Probe. 

Kirchengemeinde-Inspektor Frank Wi e c z 0 re k von der 
Kirchengemeinde Ketlwig, Kirchenkreis An der Ruhr, zum Kir­
chengemeinde-Oberinspektor. Gemeindeverzeichnis S. 481. 
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Studienrat i. K. Dr. Klaus W in k I e r vom Martin~Butzer-Gym­
nasium in Dierdorf zum Oberstudienrat i. K. 

Oberführt: 

Kirchengemeinde-Amtmann Gerd B r ü n ger von der 
Kirchengemeinde Velbert-Dalbecksbaum, Kirchenkreis Nie­
derberg, in den.Dienst des Gemeindeverbandes Koblenz, Kir­
chenkreis Koblenz. 

Kirchenverwaltungs-Inspektor Werner Grutz vQm Verband 
Ev. Kirchengemeinden in Wuppertal-Elberfeld, Kirchenkreis 
Elberjeld, in den Dienst der Ev. Kirche im Reinland. 

Versetzung in den Wartestand: 

Superintendent Helmuth W i Tt h s, Kirchenkreis An Sieg und 
Rhein, wird ab 1. Oktober 1990 auf eigenen Antrag in den War­
testand versetzt. 

Entlassen: 

Pastor im Sonderdienst Jürgen Art man n . 

Pastor im Sonderdienst Norbert Deutsch zum 26. August 
1990. 

Pastor im Sonderdienst Allan Grave zum 14. Oktober 1990. 

Pastor im Sonderdienst Gerald Kirchberger zum 9. Sep­
tember 1990. 

Studiendirektor i. K. Gerd Seifert vom Dietrich-Bonhoeffer­
Gymnasium in HUden. 

Landeskirchen-Inspektor Michael Weidner vom Landeskir­
chenamt Düsseldorf mit Ablauf des 30. September 1990 auf 
eigenen Antrag. 

Eintritt in den Ruhestand: 

Pfarrer Volker Bender , Kirchengemeinde Speldorf, mit Wir­
kung vom 1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis S. 484. 

Pfarrer Martin B rau n, Pauluskirchengemeinde Bad Kreuz­
nach mit Wirkung vom 1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis 
S.444. 

Gemeindemissionar Pastor Friedheim 0 e ben e r von der 
Kirchengemeinde Gangelt, Kirchenkreis JÜlich, zum 1. Okto­
ber 1990. Gemeindeverzeichnis S. 312. 

Kirchengemeinde-Amtmann Hermann Friedhoff vom Ge­
meindeamt für die Kirchengemeinden Bedburg-Niederaußem, 
Quadrath-Ichendorf und Bergheim-Zieverich des Kirchenkrei­
ses Köln-Nord zum 1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis 
S.353. 

Pfarrer Konrad G eo r g in Gummersbachmit Wirkung vom 
1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis S. 100. 

Pfarrer Amold Gi es e n in Gummersbach mit Wirkung vom 
1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis S. 100. 

Pfarrer Ulrich Krumme;n Plei:zenhausen mit Wirkung vom 
1. Oktober 1990. GemeindeverzeiGlmis S. 528. 

Pfarrer Helmut Lütgendorf in Schellenbeck-Einern mitWir­
kung vom 1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis S. 123. 

Kirchengemeinde-Amtsrat Herbert Mehlhorn von der Kir­
chengemeinde Essen-Borbeck, Kirchenkreis Essen-Nord, 
zum 1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis S. 263. 

Pfarrer Hans Helmut R i e s in Mettmann mit Wirkung vom 
1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis S. 177. 

Gemeindemissionar i. W. Heinz-Jürgen Schneidewind 
zum 1 . Oktober 1990. 

Gemeindemissionar Pastor Harro S p i t zer von der Kirchen­
gemeinde Waldbreitbach, Kirchenkreis Wied, zum 
1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis S. 588/583. 

Pfarrer Paul Gerd S t ö c k e r man n in Niederbrombachil\lahe 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1990. Gemeindeverzeichnis 
S.137. 

Pfarrer Paul Erhard W e j wer in der Paulus-Kirchengemeinde 
Krefeld mit Wirkung vom 1. Oktober 1990. Gemeindeverzeich­
nis S. 399. 

Landeskirchenrat Hans-Joachim Woothke vom Landeskir­
chenamt mit Ablauf des 30. September 1990. Gemeindever­
zeichnis S. 5. 

t 
Wer unter dem Schirm des Höchsten sitzt und unter 
dem Schatten des Allmächtigen bleibt, der spricht zu 
dem Herrn: Meine Zuversicht und meine Burg, mein 
Gott, auf den ich hoffe. Psalm 91,1 + 2 

Aus diesem Leben wurden abberufen: 

Pfarrer i. R. Dr. Herbert Fra n zen am 11. Juli 1990 in 
Bielefeld, zuletzt Pfarrer im Kirchenkreis Duisburg-Süd, 
geboren am 18. Oktober 1907 in Krefeld, ordiniert am 
12. November 1933 in Düsseldorf. 

Pfarrer i. R. Wilhelm J u n g am 12. Juli 1990 in Ratin­
gen, zuletzt Pfarrer in Ratingen, geboren am 17. März 
1913 in Oberhausen-Osterfeld, ordiniert am 30. Okto­
ber 1938 in Mülheim a. d. Ruhr. 

Pfarrer i. R. Dr. Dr. Ernst L e h man n am 22. Juli 1990 
in Dormagen, zuletzt Pfarrer in Würselen, geboren am 
11. September 1906 in Graz, ordiniert am 25. Juni 1930 
in Gablonz. 

Pfarrer Klaus Lu k 0 s c h u s am 6. August 1990 in Mön­
chengladbach, Pfarrer in der Christuskirchengemeinde 
Mönchengladbach, geboren am 24. April 1932 in Berlin, 
ordiniert am 18. Dezember 1977 in Mönchengladbach. 
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Errichtung von Pfarrstellen: 

Beim Kirchenkreis An der Ruh r wurde mit Wirkung vom 
1. September 1990 die 5. Pfarrstelle wieder errichtet (Kranken­
hausseelsorge). Gemeindeverzeichnis S. 479. 

Beim Kirchenkreis Ottweiler wird eine 4. kreiskirchliche 
Pfarrstelle für Seelsorge an den Justizvollzugsanstalten im 
Saarland errichtet. 

Aufhebung von Pfarrstellen: 

Die 7. Pfarrstelle (für Erteilung evangelischer Religionslehre an 
Gymnasien) und die 12. Pfarrstelle (für Erteilung evangelischer 
Religionslehre an berufsbildenden Schulen) der Kirchenge­
meinde Rheydt, Kirchenkreis Gladbach, sind mit sofortiger 
Wirkung aufgehoben worden. Gemeindeverzeichnis S. 290/ 
291. 

Die 3. Pfarrstelle der Johanniskirchengemeinde Mü!­
he i m a. d. Ruh r, Kirchenkreis An der Ruhr, wurde mit Wir­
kung vom 1. September 1990 aufgehoben. Gemeindever­
zeichnis S. 483. 

Pfarrstellenausschreibungen : 

Beim Amt für Sozialethik und Sozialpolitik der 
Evangelischen Kirche im Rheinland ist zum 1. Januar 1991 die 
Stelle eines Landespfarrers/-pfarrerin für Industrie und Sozial­
arbeit (KDA) neu zu besetzen. Zu den Aufgaben gehören: die 
Intensivierung der Industrie- und Sozialarbeit innerhalb der 
Evangelischen Kirche im Rheinland; der Aufbau regionaler Ar­
beits- und Organisationsformen; theologisch-sozialethische 
Grundsatzarbeit; die Beratung und Begleitung von Mitarbei­
tern/innen, insbesondere der Sozialsekretäre in den Kirchen­
kreisen ; Kontakte mit kirchlichen und den anderen gesell­
schaftlichen Gruppen und Institutionen. Wir wünschen uns 
einen Mitarbeiter/Mitarbeiterin, der/die an den Fragen und 
Problemen des "Kirchlichen Dienstes in der Arbeitswelt" inter­
essiert ist, Erfahrungen aus der Gemeindearbeit mitbringt, ger­
ne an theologischen, sozial- und wirtschaftlichen Fragestellun­
gen arbeitet, zur Zusammenarbeit mit dem Team des Amtes für 
Sozialethik und Sozialpolitik bereit ist und zur Kooperation mit 
Personen, Gruppen und Institutionen aus der Kirche und Ge­
sellschaft fähig ist. Wir bieten: eine interessante und vielseitige 
AufgabensteIlung; eigenverantwortliches und selbständiges 
Arbeiten. Bewerbungen sind zu richten an: Das Landeskir­
chenamt der Evangelischen Kirche im Rheinland Hans-Böck­
ler-Straße 7 in 4000 Düsseldorf 30, Postfach 320340. Aus­
kunft erteilt: Amt für Sozialethik und Sozialpolitik der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland, Rochusstraße 44,4000 Düsseldorf 
30, Telefon (0211) 3610-266/267. 

Die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Spellen-Fried­
r ich s f eid, Kirchenkreis Dinslaken, ist zum 1. Februar 1991 
durch Gemeindewahl wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist 
der Lutherische Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben 
siehe Gemeindeverzeichnis S. 167. Bewerbungen Sind inner­
halb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an 
das Presbyterium über den Superintendentßn des Kirchenkrei­
ses Dinslaken, Duisburgßr Straße 103, 4220 Dinslaken, zu 
richten. 

Die 3. Pfarrstelle der Erlöserkirchengemeinde Es­
sen-Altstadt, Kirchenkreis Essen-Mitte, ist sofort durch 
das-Presbyterium.wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der 

Unions-Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe 
Gemeindeverzeichnis S. 253. Bewerbungen sind innerhalb 
von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das 
Presbyterium über den Superintendenten des Kirchenkreises 
Essen-Mitte, 11. Hagen 7, Postfach 101153,4300 Essen 1, zu 
richten. 

Die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Kor s c h e n b r 0 ich, 
Kirchenkreis Gladbach, ist sofort durch das PreSbyterium wie­
der zu besetzen. In der Gemeinde ist der Heidelberger Kate­
chismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe Gemeindever­
zeichnis S. 283. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen 
nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das PreSbyterium über 
den Superintendenten des Kirchenkreises Gladbach, Haupt­
straße 200, Postfach 20035, 4050 Mönchengladbach 2, zu 
richten. 

Die 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Koblenz-Lützel, 
Kirchenkreis Koblenz, ist zum 1. Januar 1991 auf Vorschlag 
der Kirchenleitung wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der 
Lutherische Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben sie­
he Gemeindeverzeichnis S. 329. Bewerbungen sind innerhalb 
von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an 
das Landeskirchenamt, Hans-BöCkler-Straße 7, Postfach 
320340, 4000 Düsseldorf 30, zu richten. 

Die 2. Verbandspfarrstelle des Stadtki reh e nve rb andes 
Köln (Pfarrstelle des Leiters der Melanchthon-Akademie) 
ist mit Wirkung vom 1. Juli 1991 wieder zu besetzen. Die 
Melanchthon-Akademie ist eine Einrichtung der evangelischen 
Erwachsenenbildung mit einem eigenen Kuratorium und elf 
hauptberuflichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen im pädago­
gischen Bereich und in der Verwaltung. Pro Jahr bietet die Aka­
demie rund 300 Veranstaltungen und Seminare an. Gesucht 
wird ein Theologe bzw. eine Theologin mit ausgewiesener 
Kompetenz in der Erwachsenenbildung und mit organisatori­
schen Fähigkeiten. Er bzw. sie soll kooperationsbereit sein und 
die Akademie nach außen, in der kirchlichen und außerkirchli­
chen Öffentlichkeit, vertreten. Wir erwarten vor allem Offenheit 
und konzeptionelle Fähigkeiten sowie die Bereitschaft, die Ge­
staltungsmöglichkeiten, die diese Stelle bietet, voll wahrzuneh­
men. Bewerbungen sind innerhalb von drei Wochen nach Er­
scheinen dieses Amtsblattes zu richten an den Superintenden­
ten des Ev. Stadtkirchenverbandes Köln, Kartäusergasse 9, 
5000 Köln 1, Tel. (0221) 3382-100. 

Die 4. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Mülheim am 
Rhein, Kirchenkreis Köln-Rechtsrheinisch, ist sofort durch 
das Presbyterium wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der 
Unions-Katechismus in Gebrauch. Weitere Angaben siehe 
Gemeindeverzeichnis S. 370. Bewerbungen sind innerhalb 
von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes an das 
Presbyterium über den Superintendenten des Kirchenkreises 
Köln-Rechtsrheinisch, Kartäusergasse 9, Postfach 250267, 
5000 Köln 1 , zu richten. 

Die 6. Pfarrstelle des Kirchenkreises Lennep, Erteilung Ev. 
Religionslehre an Berufsbildenden Schulen, ist sofort durch 
den Kreissynodalvorstand wieder zu besetzen. Weitere Anga­
ben siehe Gemeindeverzeichnis S. 399. Bewerbungen sind in­
nerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amtsblattes 
an den Kreissynodalvorstand über den Superintendenten des 
Kirchenkreises Lennep, Talsperrenweg 8, Postfach 11 0424, 
5630 Remscheid11, zu richten. 
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Die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Eitorf-Uckerath, 
Kirchenkreis An Sieg und Rhein, ist sofort auf Vorschlag der 
Kirchenleitung wieder zu besetzen. In der Gemeinde ist der 
Lutherische und Heidelberger Katechismus in Gebrauch. Wei­
tere Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 509. Bewerbun­
gen sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses 
Amtsblattes an das Landeskirchenamt, Hans-Böckler-Straße 
7, Postfach 320340,4000 Düsseldorf 30, zu richten. 

Die 3. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Ehr a n g, Kirchen­
kreis Trier, ist sofort durch das Presbyterium wieder zu beset­
zen. In der Gemeinde ist der Lutherische Katechismus mit Fra­
gen aus dem Heidelberger Katechismus in Gebrauch. Weitere 
Angaben siehe Gemeindeverzeichnis S. 546. Bewerbungen 
sind innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen dieses Amts­
blattes an das Presbyterium über den Superintendenten des 
Kirchenkreises Trier, Hauptstraße 10, 5556 MÜlheim, zu rich­
ten. 

Stellenausschreibungen: 
(ohne Textverantwortung des Landeskirchenamtes) 

Im Kirchenkreis Bon n ist ab sofort eine Teilzeitstelle (19,25 
WoStd) für Krankenhausseelsorge an der Robert-Janker-KIi­
nik und Med. Poliklinik (der Universitätskliniken) Bonn zu be­
setzen. Die Vergütung erfolgt nach BAT III-KF. Bevorzugt ein­
gestellt wird einte ordinierte/r Theologelin mit spezieller Aus­
bildung (KSA u. ä.). Auskunft erteilt der Kirchenkreis Bonn, Tel. 
(0228) 2 67 98-51. Bewerbungen sind an die Superintendentur 
im Kirchenkreis Bonn, Adenauerallee 37, 5300 Bonn 1, zu rich­
ten. 

Für das Gemeindeamt der Kirchengemeinde V 0 h w in k el 
(Stadt Wuppertal) wird ab sofort einte Gemeindeamtsleiter/in 
gesucht. Die Kirchengemeinde hat 5 Pfarrbezirke, einen ge­
meindeeigenen Friedhof' und beschäftigt Gemeindeschwe­
stern, Jugendleiter/innen, Organist-en/innen, Küster/innen 
und Zivildienstleistende. Das Gemeindeamt ist zweckmäßig 
ausgestattet. Das Personalwesenwird über das RKD abgewik­
kelt. Die vielfältigen Aufgaben erfordern einen partnerschaftli­
ehen Umgang mit den Mitarbeiter-n/innen und Gemeindeglie­
dern sowie die Fähigkeit, Verwaltungsvorgänge mit den Belan~ 
gen der Gemeinde in Übereinstimmung zu bringen. Presbyteri­
um und Mitarbeiter/innen wünschen sich einen flexiblen, kirch­
lich engagierten Menschen, der praktische Erfahrung in der 
kirchlichen oder kommunalen Verwaltung sowie der EDV hat. 
Die Stelle ist mit Vergütungsgruppe IV b BAT -KF ausgewiesen. 
Gesucht wird ein/e Mitarbeiter/in mit der Zweiten Verwaltungs­
prüfung, aber auch Bewerber/innen aus dem Mittleren Dienst 
wird Mut gemacht, sich zu bewerben. Bei der Wohnungssuche 
ist die Kirchengemeinde gerne behilflich. Die Bewerbungen er­
wartet das Presbyterium der Evangelischen Kirchengemeinde 
Vohwinkel, Rubensstraße 12 a, 5600 Wuppertal11, an die Vor­
sitzende, Pfarrerin Dr. Sabine Zoske, die vorab gern telefo­
nisch Auskunft gibt. Tel. (0202) 780258 oder 730784. 

Die NEUE ARBEIT der 0 i a k 0 nie Es sen gGmbH sucht ei­
nen/eine Geschäftsführer/in. Die NEUE ARBEIT ist eine Ein­
richtung der evangelischen Kirche in Essen, um leistungsge­
minderten und benachteiligten Arbeitslosen durch Angebot 
von Arbeit, Berufsförderung und Betreuung zu helfen. Die Ge­
sellschaft beschäftigt z. Z1. rd. 120 Mitarbeiter/innen in den Be­
reichen Garten- und Landschaftsbau, Mobiler Sozialer Dienst 
und in einem Arbeitslosenzentrum. Voraussetzungen sind: 
Solides betriebswirtschaftliches Wissen; Sicherer Umgang mit 
Auftraggebern und Behörden. Erwartet werden: Verständnis 
für Menschen in besonderen Notlagen; Kreativität und Flexibi-

lität in der Absicherung bestehender und Erschließung neuer 
Arbeitsmarktprojekte. Der Bewerbe~/Die Bewerberin muß der 
evangelischen Kirche angehören. Die Vergütung erfolgt nach 
dem Bundesangestelltentarif - kirchliche Fassung. Schriftliche 
Bewerbungen mit Lebenslauf, Foto, Zeugnissen und Referen­
zen werden innerhalb von drei Wochen nach Erscheinen die­
ses Amtsblattes erbeten an den Vorsitzenden des Aufsichtsra­
tes NEUE ARBEIT, Superintendent W. Glade, c/o Haus der ev. 
Kirche, 11. Hagen 7, Postfach 101153,4300 Essen 1. 

Im Gemeindeamt der Kirchengemeinde Es sen ~ Bor b eck 
ist zum 1. Oktober 1990 oder später die Planstelle (A 11 
BBesG bzw. IVa BAT-KF) des Vertreters/der Vertreterin des 
Amtsleiters, zu besetzen. Gesucht wird ein(e) erfahrene(r) Mit­
arbeiter(in) mit Zweiter Verwaltungsprüfung, die/der verant­
wortlich und selbständig neben der Vertretung des Amtsleiters 
die Aufgabenbereiche Haushalts-, Kassen- und Rechnungs­
wesen und Bau- und Versicherungsangelegenheiten wahr­
nehmen kann. Essen-Borbeck ist eine Gßmeinde mit ca. 
13000 Gemeindegliedem, 7 Pfarrstellen, ca. 100 Mitarbeitern, 
vielfältigen diakonischen Einrichtungen und einem Friedhof. 
Weitere Auskünfte erteilt Herr Hoffmann, Tel. (0201) 682385/ 
684926. Schriftliche Bewerbungen richten Sie bitte an das 
Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde Essen-Borbeck, 
Bocholder Straße 32, 4300 Essen 11. 

Wir wollen unser Team vervollständigen und suchen eine/n in­
teressierte/n Mitarbeiter/in mit entsprechender Qualifikation. 
Wir sind eine Gemeinde mit auBergewöhnlicher Konzeption, 
da wir versuchen durch unsere Teamarbeit zwischen Gemein­
depädagogen und Pfarrern hierarchische Strukturen unserer 
Kirche aufzubrechen. Wer hat Lust diesen Versuch mit uns zu 
wagen? Planstelle nach BAT-KF. Bei Wohnungssuche wird 
geholfen. Bewerbungen an den Vorsitzenden desPt:esbyteri­
ums: Pastor Hans Steffens, Auf der Zeil7, 5400 Koblenz, Tel. 
(0261) 25958. 

Im Gemeindeamt K ö I n -.8 ü d sind ab sofort oder dem nächst": 
möglichen Termin zwei Sachbearbeiter(innen)-Stellen in Voll­
zeitbeschäftigung zu besetzen. Es werden engagierte Mitar­
beiter(innen) für verschiedene Arbeitsgebiete gesucht. Bei der 
Verteilung der Aufgaben können vorhandene Neigungen und 
Wünsche berücksichtigt werden, da sich das gemeinsame Ge­
meindeamt für fünf Kirchengemeinden im Kirchenkreis Köln­
Süd noch in der Aufbauphase befindet. Wir suchen Mitarbei­
ter{innen) möglichst mit kirchlicher oder einer entsprechenden 
kommunalen Verwaltungsausbildung. Bevorzugt werden Be­
werber(innen) mit der Ersten kirchlichen Verwaltungsprüfung. 
Die Teilnahme an kirchlichen Verwaltungslehrgängen für den 
mittleren oder gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst wird 
bei Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen ermöglicht. Die 
Vergütung erfolgt entsprechend Vorbildung oder beruflicher 
Qualifikation im Angestelltenverhältnis nach den Bestimmun­
gen des BAT-KF. Bei der Wohnungsbeschaffung sind wir bei 
Bedarf behilflich. Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen 
erbitten wir an den Gemeindeamtsausschuß des Ev. Gemein­
deamtes Köln-Süd, Mettfelderstraße 5, 5000 Köln 50 (Roden­
kirchen). Nähere Auskünfte erteilt der Gemeindeamtsleiter, 
Herr K. Neumann oder sein Stellvertreter, Herr A. SchUller un­
ter der Rufnummer (0221) 393485. 

In der Kirchengemeinde 0 p lad e n (Kirchenkreis Leverku­
sen) ist die neu eingerichtete B-Kirchenmusikerstelle ab sofort 
zu besetzen. Die Kirchengemeinde Opladen (6 Bezirke) hat ei­
ne breit gefäCherte kirchenmusikalische Arbeit. Die Arbeit des 
Stelleninhabers geschieht selbständig neben dem A-Kirchen­
musiker. Die Aufgaben umfassen in den Bezirken Quettingen 
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(2) und Lüttenkitchen (1): Organistendienstbei Gottesdien­
sten und Amtsharidtungen (Peter Orgel [1969J, 11 Man./Ped., 
20 Register - Flügel- Cembalo); Organistendienst im Alten­
heim (14tägig);·leitung des Kirchen- und Posaunenchores; 
Wetterführung der musikalischen Arbeit mit Kindern und Ju­
gendlichen; Kirchenmusikalische Veranstaltungen. Die Vergü­
tung erfolgt nach BAT -KF. Bei der Wohnungsbeschaffung sind 
wir behilflich. Auskünfte erteilen: Kantor Christoph Schoener, 
Tel. (02171) 41515 und Pfarrer Günter Reuner, Tel. (021 71) 
511 03. Bewerbungen sind bis zum 31. Oktober 1990 zu rich­
ten an das Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde Opladen, 
Bielertstraße 16, 5090 Leverkusen 3. 

Die Kirchengemeiride 1\4 oe r s - U tf 0 r t sucht ab sofort für ihre 
nebenamtliche C-Kirchenmusikerstelle eine/n Organisten/in 
(C-Kirchenmusiker/in oder· Kirchenmusiker/in mit Befähi­
gungsnachweis oder eine/n Musiker/in,'der/die für die u. a. 
Aufgaben befähigt ist). Zum Dienstauftrag gehört: Organisten­
dienst am Sonntag und an kirchlichen Feiertagen (Gottes­
dienst und Kindergottesdienst); bei Trauungen, Passionsgot­
tesdiensten und Schulgottesdiensten. Die Gemeinde besitzt 
eine zweimanuatige Steinmann-Orgel mit 17 Registern. Be­
werbungen werden erbeten an den Vorsitzenden des Presby­
teriums, Pfr. Roland Reuter, Friedenstraße 12, 4130 Moers 1, 
Tel. (02841}41196. 

Wir, die Auferstehungs-Kirchengemeinde 0 b er hau sen­
Osterfeld, suchen zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine(n) 
hauptamtliche(n) Mitarbeiter(in) für die gemeindliche Jugerid­
arbeit. Sie arbeiten mit einer Kollegin in unserem Jugendzen­
trum (OT), in dem wir neben der offenen Arbeit großen Wert auf 
gemeindebezogene Gruppenarbeit mit Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen legen. Interessenten, die sich in der 

kirchlichen Jugendarbeit engagieren möchten, werden gebe­
ten, ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen sofort an die 
Ev. Auferstehungs-Kirchengemeinde, Vestische Straße 88, 
4200 Oberhausen 12, Telefon (0208) 890095, zu richten. Die 
Vergütung erfolgt nach dem BAT-KF mit den für den öffentli­
chen Dienst gewährten. Sozialleistungen. Eine 3V2-Zimmer­
Wohnung kann zur Verfügung gestellt werden. 

Im Gemeindeamt der Kirchengemeinde Velbert-Dal­
becksbaum ist die Stelle des Gemeindeamtsleiters neu zu 
besetzen. Die Stelle ist mit Besoldungsgruppe A 11 BBesG be­
wertet. Qualifizierte Bewerber(innen) mit der Zweiten kirchli­
chen Verwaltungsprüfung oder einer gleichwertigen Prüfung, 
senden bitte ihre Bewerbungen an das Presbyterium der Ev. 
Kirchengemeinde Dalbecksbaum, Grünheide 3, 5620 Velbert. 

Die Kirchengemeiride H ü I s sucht zum 30. November 1990 ei­
ne(n) Kirchenmusiker(in) (B-Stelle, 32 Stunden, Vergü­
tung nach V cN b BAT-KF). Die Aufgaben umfassen das Or­
gelspiel im Gottesdienst und Kindergottesdienst (1971 erbaute 
Kleuker-Orgel mit 15 Registern aus 2 Manualen und Pedal) so­
wie bei Amtshandlungen, SChulgottesdiensten und Gemeinde­
veranstaltungen ; Leitung des Kirchenchores; Auf- und Ausbau 
neuer bzw. schon bestehender kirchenmusikalischer Kreise 
(z. B. Kinder- und Jugendchor, Flöten- und Instrumentalkreis). 
Unsere Kirchengemeinde liegt am nördlichen Stadtrarid von 
Hüls. Die Gemeindegliederzahl (z. Zt. 3 100) steigt durch den 
Zuzug junger Familien weiter an. Bei der Beschaffung einer 
Wohnung in der Gemeinde sind wir behilflich. Bewerbungen 
sind zu richten an: Presbyterium der Ev. Kirchengemeinde 
Hüls, Bonhoefferstraße 31, 4150 Krefeld 29. Für Rückfragen 
steht der Vorsitzende des Presbyteriums, Pfarrer Rainer 01-
lesch, Tel. (021 51) 731600 oder 73 09 88 zur Verfügung. 


